Deutscher Bundestag 

15. Wahlperiode 


Drucksache 15/1928 


05 . 11 . 2003 


Beschlussempfehlung*) 

des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


a) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 15/1562 - 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 2003 - StÄndG 2003) 


b) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 15/1621, 15/1798 - 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 2003 - StÄndG 2003) 


A. Problem 

Steuerrechtliche Regelungen sollen vereinfacht und an modernen Standards 
ausgerichtet werden und auf diese Weise einen Beitrag zum Bürokratieabbau 
leisten. Darüber hinaus ist das Umsatzsteuerrecht bis zum 1. Januar 2004 an die 
europäische Rechnungsrichtlinie sowie in weiteren Bereichen an das Gemein- 
schaftsrecht und die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes anzupassen. Fer- 
ner ist das Investitionszulagengesetz ebenfalls bis zum 1. Januar 2004 an bei- 
hilferechtliche Rahmenregelungen der Europäischen Gemeinschaften anzu- 
gleichen. 


B. Lösung 

Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, die Besteuerungspraxis insbesondere 
durch die elektronische Übermittlung der Lohnsteuerbescheinigungen an die 
Finanzverwaltung, die praxisgerechte Abwicklung der zum Familienleistungs- 
ausgleich anhängigen Masseneinsprüche und -anträge und die Verpflichtung 
zur Ausstellung von Jahresbescheinigungen über Kapitalerträge und Veräuße- 
rungsgewinne aus Finanzanlagen zu vereinfachen. Darüber hinaus ist die ge- 
setzliche Verankerung der bis zum Jahre 2001 angewandten Verwaltungspraxis 
zum anschaffungsnahen Aufwand bei Gebäuden vorgesehen. 


*) Der Bericht der Abgeordneten Lydia Westrich und Peter Rzepka wird gesondert verteilt. 
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Die Vorschriften des Umsatzsteuerrechts werden unter Berücksichtigung der 
Rechnungsrichtlinie des Rates der Europäischen Union vom 20. Dezember 
2001 angepasst. Rechnungen erhalten künftig einen einheitlichen europäischen 
Rechtsrahmen und werden im Bereich der obligatorischen Angaben harmoni- 
siert. Ferner sollen Rechtsänderungen zur Sicherung der Steuerbasis vorgenom- 
men werden. 

Weitere Änderungen beziehen sich auf das Investitionszulagen- und das Steuer- 
beratungsgesetz. 

Der Finanzausschuss empfiehlt insbesondere folgende Änderungen des Gesetz- 
entwurfs: 

- Umsetzung der EU -Zinsinformationsrichtlinie durch Verordnungsermäch- 
tigung, 

- Begrenzung des für steuerfreie Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit maßgeblichen Arbeitslohns auf 50 Euro/Stunde, 

- Wegfall der Zweijahresfrist bei doppelter Haushaltsführung, 

- Erleichterungen bei der steuerlichen Berücksichtigung von Pflegekindern 
und beim Pflege-Pauschbetrag für die Eltern behinderter Kinder, 

- Übergangsregelung beim Wegfall der Umsatzsteuerbefreiung für die entgelt- 
liche Forschungstätigkeit staatlicher Hochschulen, Befreiung der Auftrags- 
forschung von Ertragsteuem, 

- Wahlrecht, zur Angabe der Steuernummer oder der Umsatzsteuer-Identifika- 
tionsnummer in der umsatzsteuerlichen Rechnung, 

- Verzicht auf die Angabe der Steuernummer bei Kleinbetragsrechnungen, 

- Einführung eines bundeseinheitlichen Ordnungsmerkmals, 

- Erweiterung der Mineralölsteuerbefreiung für Biokraftstoffe und auf Bio- 
heizstoffe. 

Annahme des Gesetzentwurfs in der Fassung der Beschlussempfehlung 
mit der Mehrheit der Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Für die Haushalte der Gebietskörperschaften ergeben sich bei Annahme der 
Gesetzentwürfe in der vom Ausschuss beschlossenen Fassung in den Kassen- 
jahren 2004 bis 2008 folgende Auswirkungen: 


Gebiets- 

körper- 

schaft 

Steuermehr-/-mindereinnahmen (-) 
in Mio. Euro in den Kassenjahren 


2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

Insgesamt 

- 196 

+ 274 

+ 507 

+ 660 

+ 841 

Bund 

- 135 

+ 93 

+ 227 

+ 333 

+ 452 

Länder 

- 114 

+ 92 

+ 213 

+ 305 

+ 407 

Gemeinden 

+ 53 

+ 89 

+ 67 

+ 22 

- 18 


Einzelheiten sind aus dem dem Ausschussbericht beigefügten Finanztableau 
ersichtlich. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Gesetzentwürfe - Drucksachen 15/1562, 15/1621, 15/1798 - in der aus der 
nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 


Berlin, den 5. November 2003 


Der Finanzausschuss 

Christine Scheel Lydia Westrich Peter Rzepka 

Vorsitzende Berichterstatterin Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung steuerlicher Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 2003 - StÄndG 2003) 

-Drucksachen 15/1562, 15/1621, 15/1798 - 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
steuerlicher Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 2003 - StÄndG 2003) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 


folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht Artikel 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 1 

Änderung der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 2 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 3 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1999 4 

Änderung der Umsatzsteuer- 

Durchfühmngsverordnung 1999 5 

Änderung der Umsatzsteuererstattungsverordnung 6 

Änderung der Abgabenordnung 7 

Änderung des Einführungsgesetzes zur 
Abgabenordnung 8 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 9 

Änderung des Zerlegungsgesetzes 10 

Änderung des Versicherungsteuergesetzes 1996 11 

Änderung des Investitionszulagengesetzes 1999 12 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 13 

Änderung der Verordnung zur 
Durchführung der Vorschriften über 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte 

und Steuerberatungsgesellschaften 14 

Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 15 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
steuerlicher Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 2003 - StÄndG 2003) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 


folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht Artikel 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 1 

Änderung der Lohnsteuer-Durchführungsverordnung 2 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 3 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 3a 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1999 4 

Änderung der Umsatzsteuer- 

Durchführungsverordnung 1999 5 

Änderung der Umsatzsteuererstattungsverordnung 6 

Änderung der Abgabenordnung 7 

Änderung des Einführungsgesetzes zur 
Abgabenordnung 8 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 9 

Änderung des Zerlegungsgesetzes 10 

Änderung des Versicherungsteuergesetzes 1996 11 

Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes 11a 

Änderung des Investitionszulagengesetzes 1999 12 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 13 


Änderung der Verordnung zur 
Durchführung der Vorschriften über 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte 

und Steuerberatungsgesellschaften 14 

entfällt 15 

Änderung des Mineralölsteuergesetzes 15a 

Änderung der Mineralölsteuer- 

Durchführungsverordnung 15b 

Änderung des Melderechtsrahmengesetzes 15c 

Änderung der Ersten Bundesmeldedaten- 
übermittlungsverordnung 15d 

Änderung der Zweiten Bundesmeldedaten- 
übermittlungsverordnung 15e 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 15f 

Änderung des Kaffeesteuergesetzes 15g 
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Entwurf 

Rückkehl' zum einheitlichen 

Verordnungsrang 16 

Inkrafttreten 1 7 


Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4210, 
2003 I S. 179), zuletzt geändert durch Artikel ... des Geset- 
zes vom . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe „§ 24a rt/teusentlastungsbetrag“ 
wird die Angabe „ § 24b Jahresbescheinigung über 
Kapitalerträge und Veräußerungsgewinne aus Fi- 
nanzanlagen“ eingefügt. 

b) Die Angabe zu § 44c wird wie folgt gefasst: 

„§ 44c (weggefallen)“. 


2. In § 3 Nr. 35 wird die Angabe „Nummern 11 bis 13“ 
durch die Angabe „Nummern 11 bis 13 und 64“ ersetzt. 


3. Nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 wird folgende Nummer la einge- 
fügt: 

„la. Zu den Herstellungskosten eines Gebäudes gehören 
auch Aufwendungen für Instandsetzungs- und Mo- 
demisierungsmaßnahmen, die innerhalb von drei 
Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes durch- 
geführt werden, wenn die Aufwendungen ohne die 
Umsatzsteuer 15 vom Hundert der Anschaffungs- 
kosten des Gebäudes übersteigen (anschaffungs- 
nahe Herstellungskosten). Zu diesen Aufwendun- 
gen gehören nicht die Aufwendungen für 
Erweiterungen im Sinne des § 255 Abs. 2 Satz 1 
des Handelsgesetzbuchs sowie Aufwendungen für 
Erhaltungsarbeiten, die jährlich üblicherweise an- 
fallen.“ 

4. § 7g Abs. 8 wird wie folgt geändert: 
a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Eisen- und Stahlindustrie (Entscheidung Nr. 2496/ 
96/EGKS der Kommission vom 18. Dezember 
1996 zur Einführung gemeinschaftlicher Vor- 
schriften über Beihilfen an die Eisen- und Stahl- 
industrie (ABI. EG Nr. L 338 S. 42) und Rahmen- 
regelung für bestimmte, nicht unter den EGKS- 
Vertrag fallende Stahlbereiche vom 1. Dezember 
1988 (ABI. EG Nr C320S. 3); Anhang Bdes mul- 
tisektorale?? Regionalbeihilferahmens für große 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
Rückkehr zum einheitlichen 

Verordnungsrang 1 6 

Inkrafttreten 1 7 

Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4210, 
2003 IS. 179), zuletzt geändert durch Artikel ... des Geset- 
zes vom . . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe „§ 24b Entlastungsbetrag für Al- 
leinerziehende“ wird die Angabe „§ 24c Jahresbe- 
scheinigung über Kapitalerträge und Veräußerungs- 
gewinne aus Finanzanlagen“ eingefugt. 

b) unverändert 

c) Nach der Angabe „§ 45d Mitteilungen an das 
Bundesamt für Finanzen“ wird die Angabe 
„§ 45e Ermächtigung für Zinsinformationsver- 
ordnung“ eingefügt. 

2. unverändert 

2a. In § 3b Abs. 2 Satz 1 werden am Ende nach dem 
Wort „umzurechnen“ die Wörter „und mit höchs- 
tens 50 Euro anzusetzen“ eingefügt. 

2b. § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6a wird aufgehoben. 

3. unverändert 


4. § 7g Abs. 8 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Stahlindustrie (Multisektoraler Regionalbeihil- 
ferahmen für große Investitionsvorhaben vom 
13. Februar 2002 in Verbindung mit Anhang B 
(ABI. EG Nr. C 70 S. 8)),“. 
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Entwurf 

Investitionsvorhaben vom 13. Februar 2002 (ABI. 
EG Nr. C 70 S. 8),“. 

b) Die Nummern 3 und 4 werden wie folgt gefasst: 

„3- Kraftfahrzeugindustrie ( Mitteilung der Kommis- 
sion - Gemeinschaftsrahmen für staatliche Bei- 
hilfen in der Kfz-Industrie vom 15. September 
1997 (ABI. EG Nr C 279 S. 1), zuletzt geändert 
durch die Mitteilung der Kommission an die Mit- 
gliedstaaten vom 22. Dezember 2001 (ABI. EG 
Nr. C 368 S. 10); Anhang C des »raltisektorale« 
Regionalbeihilferahmens vom 13. Februar 2002), 

4. Kunstfaserindustrie ( Beihilfekodex für die Kunst- 
faserindustrie vom 30. März 1996 (ABI. EG 
Nr C 94 S. 11), zuletzt geändert durch die Mittei- 
lung der Kommission vom 29. Januar 1999 (ABI. 
EG Nr. C 24 S. 18); Anhang D des /«ultisektora- 
le/z Regionalbeihilferahmens vom 13. Februar 
2002 ),“. 

c) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. Fischerei- und Aquakultursektor (Leitlinien für 
die Prüfung der einzelstaatlichen Beihilfen im 
Fischerei- und Aquakultursektor vom 20. Januar 
2001 (ABI. EG 2001 Nr. C 19 S. 7),“. 

5. Dem § 9 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 6 Abs. 1 Nr. la gilt entsprechend.“ 


6. Nach § 24a wird folgender § 24b eingefügt: 

„§ 24b 

Jahresbescheinigung über Kapitalerträge 
und Veräußerungsgewinne aus Finanzanlagen 

Kreditinstitute oder Finanzdienstleistungsinstitute, die nach 
§ 45a zur Ausstellung von Steuerbescheinigungen berech- 
tigt sind, sowie Wertpapierhandelsuntemehmen und Wert- 
papierhandelsbanken haben dem Gläubiger der Kapitaler- 
träge oder dem Hinterleger der Wertpapiere für alle bei 
ihnen geführten Wertpapierdepots und Konten eine zusam- 
menfassende Jahresbescheinigung nach amtlich vorge- 
schriebenem Muster auszustellen, die die für die Besteue- 
rung nach den §§ 20 und 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 
erforderlichen Angaben enthält.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


b) Die Nummern 3 und 4 werden wie folgt gefasst: 

„3. Kraftfahrzeugindustrie (Multisektoraler Regio- 
nalbeihilferahmen vom 13. Februar 2002 in Ver- 
bindung mit Anhang C), 


4. Kunstfaserindustrie (Multisektoraler Regional- 
beihilferahmen vom 13. Februar 2002 in Ver- 
bindung mit Anhang D),“. 


c) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. Fischerei- und Aquakultursektor (Leitlinien für 
die Prüfung der einzelstaatlichen Beihilfen im 
Fischerei- und Aquakultursektor vom 20. Januar 
2001 (ABI. EG Nr. C 19 S. 7)),“. 

5. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 Nr. 5 werden die Sätze 1 bis 3 
durch folgende Sätze I und 2 ersetzt: 

„notwendige Mehraufwendungen, die einem Ar- 
beitnehmer wegen einer aus beruflichem Anlass 
begründeten doppelten Haushaltsführung entste- 
hen, und zwar unabhängig davon, aus welchen 
Gründen die doppelte Haushaltsführung beibe- 
halten wird. Eine doppelte Haushaltsführung 
liegt nur vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb 
des Ortes, in dem er einen eigenen Hausstand un- 
terhält, beschäftigt ist und auch am Beschäfti- 
gungsort wohnt.“ 

b) Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 6 Abs. 1 Nr. la gilt enstprechend.“ 

5a. § 19a Abs. 2 Satz 8 wird aufgehoben. 

6. Nach § 24b wird folgender § 24c eingefügt: 

„§24c 

Jahresbescheinigung über Kapitalerträge 
und Veräußerungsgewinne aus Finanzanlagen 

Kr editinstitute oder Finanzdienstleistungsinstitute, die nach 
§ 45a zur Ausstellung von Steuerbescheinigungen berech- 
tigt sind, sowie Wertpapierhandelsuntemehmen und Wert- 
papierhandelsbanken haben dem Gläubiger der Kapital- 
erträge oder dem Hinterleger der Wertpapiere für alle bei 
ihnen geführten Wertpapierdepots und Konten eine zusam- 
menfassende Jahresbescheinigung nach amtlich vorge- 
schriebenem Muster auszustellen, die die für die Besteue- 
rung nach den §§ 20 und 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 
erforderlichen Angaben enthält.“ 
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Entwurf 


7. § 32b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a wird am Ende das 
Komma durch ein Semikolon ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: 

„Insolvenzgeld, das nach § 188 Abs. 1 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch einem Dritten zusteht, ist 
dem Arbeitnehmer zuzurechnen,“. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Leistun- 
gen“ die Wörter „mit Ausnahme des Insolvenzgel- 
des“ eingefügt. 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Bundesanstalt für Arbeit hat die Daten 
über das im Kalenderjahr gewährte Insolvenzgeld für 
jeden Empfänger bis zum 28. Februar des Folgejah- 
res nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch 
Datenfernübertragung an die amtlich bestimmte 
Übermittlungsstelle zu übermitteln; § 41b Abs. 2 gilt 
entsprechend. Der Arbeitnehmer ist entsprechend zu 
informieren und auf die steuerliche Behandlung des 
Insolvenzgeldes und seine Steuererklärungspflicht 
hinzuweisen. In den Fällen des § 188 Abs. 1 des Drit- 
ten Buches Sozialgesetzbuch ist Empfänger des an 
Dritte ausgezahlten Insolvenzgeldes der Arbeitneh- 
mer, der seinen Arbeitsentgeltanspruch übertragen 
hat.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

6a. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Ist der Abzug der Freibeträge für Kinder güns- 
tiger als der Anspruch auf Kindergeld, erhöht 
sich die unter Berücksichtigung des Abzugs der 
Freibeträge für Kinder ermittelte tarifliche Ein- 
kommensteuer um den Anspruch auf Kinder- 
geld; bei nicht zusammenveranlagten Eltern 
wird der Kindergeldanspruch im Umfang des 
Kinderfreibetrags angesetzt.“ 

b) Die Sätze 6 und 7 werden wie folgt gefasst: 

„Satz 4 gilt entsprechend für mit dem Kinder- 
geld vergleichbare Leistungen nach § 65. Besteht 
nach ausländischem Recht Anspruch auf Leis- 
tungen für Kinder, wird dieser insoweit nicht be- 
rücksichtigt, als er das inländische Kindergeld 
übersteigt.“ 

6b. § 32 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Pflegekinder (Personen, mit denen der Steuer- 
pflichtige durch ein familienähnliches, auf län- 
gere Dauer berechnetes Band verbunden ist, so- 
fern er sie nicht zu Erwerbszwecken in seinen 
Haushalt aufgenommen hat und das Obhuts- 
und Pflegeverhältnis zu den Eltern nicht mehr 
besteht).“ 

7. § 32b wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Bundesagentur für Arbeit hat die Daten 
über das im Kalenderjahr gewährte Insolvenzgeld für 
jeden Empfänger bis zum 28. Februar des Folgejah- 
res nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch 
Datenfernübertragung an die amtlich bestimmte 
Übermittlungsstelle zu übermitteln; § 41b Abs. 2 gilt 
entsprechend. Der Arbeitnehmer ist entsprechend zu 
informieren und auf die steuerliche Behandlung des 
Insolvenzgeldes und seine Steuererklärungspflicht 
hinzuweisen. In den Fällen des § 188 Abs. 1 des Drit- 
ten Buches Sozialgesetzbuch ist Empfänger des an 
Dritte ausgezahlten Insolvenzgeldes der Arbeitneh- 
mer, der seinen Arbeitsentgeltanspruch übertragen 
hat.“ 

7a. ln § 33b Abs. 6 wird nach Satz 1 folgender Satz ein- 
gefügt: 

„Zu diesen Einnahmen zählt unabhängig von der 
Verwendung nicht das von den Eltern eines behin- 
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Entwurf 


8. In § 36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Satz 2 wird die Angabe 
,,§ 45a Abs. 2 oder 3“ durch die Angabe ,,§ 45a Abs. 2 
oder 3 oder § 24b “ ersetzt. 

9. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird durch folgende Sätze ersetzt'. 


„Der Lohnsteuer unterliegt auch der im Rahmen des 
Dienstverhältnisses 

1. von einem Dritten in Form von Geld zugewendete 
Arbeitslohn und 

2. von einem Dritten in Form von Sachbezügen zu- 
gewendete Arbeitslohn, wenn der Arbeitgeber an 
der Verschaffung des Sachbezugs mitgewirkt hat. 

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, Arbeitslohnzah- 
lungen im Sinne des Satzes 2 dem Arbeitgeber für je- 
den Lohnzahlungszeitraum schriftlich mitzuteilen .“ 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefugt: 

„(3a) Soweit sich aus einem Dienstverhältnis oder 
einem früheren Dienstverhältnis tarifvertragliche An- 
sprache des Arbeitnehmers auf Arbeitslohn unmittel- 
bar gegen einen Dritten mit Wohnsitz, Geschäftslei- 
tung oder Sitz im Inland richten und von diesem 
durch die Zahlung von Geld erfüllt werden, hat der 
Dritte die Pflichten des Arbeitgebers. In anderen Fäl- 
len kann das Finanzamt zulassen, dass ein Dritter mit 
Wohnsitz, Geschäftsleitung oder Sitz im Inland die 
Pflichten des Arbeitgebers im eigenen Namen erfüllt. 
Voraussetzung ist, dass der Dritte 

1 . sich hierzu gegenüber dem Arbeitgeber verpflich- 
tet hat, 

2. den Lohn auszahlt oder er nur Arbeitgeberpflich- 
ten für von ihm vermittelte Arbeitnehmer über- 
nimmt und 

3. die Steuererhebung nicht beeinträchtigt wird. 

Die Zustimmung erteilt das Betriebsstättenfmanzamt 
des Dritten auf dessen Antrag im Einvernehmen mit 
dem Betriebsstättenfmanzamt des Arbeitgebers; sie 
darf mit Nebenbestimmungen versehen werden, die 
die ordnungsgemäße Steuererhebung sicherstellen 
und die Überprüfung des Lohnsteuerabzugs nach 
§ 42f erleichtern sollen. Die Zustimmung kann mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. Der Ar- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

derten Kindes für dieses Kind empfangene Pflege- 
geld.“ 

8. § 36 Abs. 2 Satz 1 wird aufgehoben. 


9. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Inländischer Arbeitgeber im Sinne des Satzes 
1 ist in den Fällen der Arbeitnehmerentsen- 
dung auch das in Deutschland ansässige auf- 
nehmende Unternehmen, das den Arbeitslohn 
für die ihm geleistete Arbeit wirtschaftlich 
trägt; Voraussetzung hierfür ist nicht, dass das 
Unternehmen dem Arbeitnehmer den Arbeits- 
lohn im eigenen Namen und für eigene Rech- 
nung auszahlt.“ 

bb)Der bisherige Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Der Lohnsteuer unterliegt auch der im Rahmen 
des Dienstverhältnisses von einem Dritten ge- 
währte Arbeitslohn, wenn der Arbeitgeber weiß 
oder erkennen kann, dass derartige Vergütun- 
gen erbracht werden; dies ist insbesondere an- 
zunehmen, wenn Arbeitgeber und Dritter ver- 
bundene Unternehmen im Sinne von § 15 des 
Aktiengesetzes sind.“ 


b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) Soweit sich aus einem Dienstverhältnis oder 
einem früheren Dienstverhältnis tarifvertragliche An- 
sprüche des Arbeitnehmers auf Arbeitslohn unmittel- 
bar gegen einen Dritten mit Wohnsitz, Geschäftslei- 
tung oder Sitz im Inland richten und von diesem 
durch die Zahlung von Geld erfüllt werden, hat der 
Dritte die Pflichten des Arbeitgebers, ln anderen Fäl- 
len kann das Finanzamt zulassen, dass ein Dritter mit 
Wohnsitz, Geschäftsleitung oder Sitz im Inland die 
Pflichten des Arbeitgebers im eigenen Namen erfüllt. 
Voraussetzung ist, dass der Dritte 

1 . sich hierzu gegenüber dem Arbeitgeber verpflich- 
tet hat, 

2. den Lohn auszahlt oder er nur Arbeitgeberpflich- 
ten für von ihm vermittelte Arbeitnehmer über- 
nimmt und 

3 . die Steuererhebung nicht beeinträchtigt wird. 

Die Zustimmung erteilt das Betriebsstättenfinanzamt 
des Dritten auf dessen Antrag im Einvernehmen mit 
dem Betriebsstättenfmanzamt des Arbeitgebers; sie 
darf mit Nebenbestimmungen versehen werden, die 
die ordnungsgemäße Steuererhebung sicherstellen 
und die Überprüfung des Lohnsteuerabzugs nach 
§ 42f erleichtern sollen. Die Zustimmung kann mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, ln den 
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beitgeber, dessen Pflichten nach Satz 2 von einem 
Dritten übernommen werden, hat dies seinem Be- 
triebsstättenfinanzamt unverzüglich anzuzeigen und 
dabei den Dritten anzugeben. In den Fällen der Sätze 
1 und 2 sind die das Lohnsteuerverfahren betreffen- 
den Vorschriften mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
an die Stelle des Arbeitgebers der Dritte tritt; der Ar- 
beitgeber ist von seinen Pflichten befreit, soweit der 
Dritte diese Pflichten erfüllt hat. Erfüllt der Dritte die 
Pflichten des Arbeitgebers, kann er den Arbeitslohn, 
der einem Arbeitnehmer in demselben Lohnabrech- 
nungszeitraum aus mehreren Dienstverhältnissen zu- 
fließt, für die Lohnsteuerermittlung und in der Lohn- 
steuerbescheinigung zusammenrechnen.“ 


10. § 39b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 6 Nr. 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. die Vorsorgepauschale 

a) in den Steuerklassen I, II und IV nach 
Maßgabe des § 10c Abs. 2 oder Abs. 3, 

b) in der Steuerklasse III nach Maßgabe 
des § 10c Abs. 2 oder Abs. 3, jeweils in 
Verbindung mit § 10c Abs. 4 Satz 1 
Nr. 1,“. 

bb) In den Sätzen 7 und 8 werden jeweils die Ver- 
weisung „§ 32a Abs. 1 bis 3“ durch die Verwei- 
sung „§ 32a Abs. 1“ sowie in Satz 8 die Zahl 
„19,9“ durch die Zahl „17“, die Zahl „8 946“ 
durch die Zahl „9 036“, die Zahl „27 306“ 
durch die Zahl „26 964“ sowie jeweils die Zahl 
„48,5“ durch die Zahl „47“ ersetzt. 

cc) In Satz 13 werden die Wörter „Die Oberfmanz- 
direktion kann allgemein oder auf Antrag ein 
Verfahren zulassen, durch das“ durch die Wör- 
ter „Das Betriebsstättenfinanzamt kann allge- 
mein oder auf Antrag zulassen, dass“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

„Hat der Arbeitnehmer Lohnsteuerbescheini- 
gungen aus früheren Dienstverhältnissen des 
Kalenderjahres nicht vorgelegt, so ist bei der 
Ermittlung des voraussichtlichen Jahresarbeits- 
lohns der Arbeitslohn für Beschäftigungszeiten 
bei früheren Arbeitgebern mit dem Betrag an- 
zusetzen, der sich ergibt, wenn der laufende Ar- 
beitslohn im Monat der Zahlung des sonstigen 
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Fällen der Sätze 1 und 2 sind die das Lohnsteuerver- 
fahren betreffenden Vorschriften mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass an die Stelle des Arbeitgebers der 
Dritte tritt; der Arbeitgeber ist von seinen Pflichten 
befreit, soweit der Dritte diese Pflichten erfüllt hat. 
Erfüllt der Dritte die Pflichten des Arbeitgebers, kann 
er den Arbeitslohn, der einem Arbeitnehmer in dem- 
selben Lohnabrechnungszeitraum aus mehreren 
Dienstverhältnissen zufließt, für die Lohnsteuerer- 
mittlung und in der Lohnsteuerbescheinigung zusam- 
menrechnen.“ 


c) In Absatz 4 wird nach Satz 2 folgender Satz ein- 
gefügt: 

„Der Arbeitnehmer hat dem Arbeitgeber die von 
einem Dritten gewährten Bezüge (Absatz 1 Satz 2) 
am Ende des jeweiligen Lohnzahlungszeitraums 
anzugeben; wenn der Arbeitnehmer keine An- 
gabe oder eine erkennbar unrichtige Angabe 
macht, hat der Arbeitgeber dies dem Betriebsstät- 
tenfinanzamt anzuzeigen.“ 

10. § 39b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 


bb) entfällt 


cc) unverändert 


b) unverändert 
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Bezugs entsprechend der Beschäftigungsdauer 
bei früheren Arbeitgebern hochgerechnet 
wird.“ 

bb) Der bisherige Satz 8 wird aufgehoben. 

cc) Im bisherigen Satz 9 wird die Angabe „Satzes 4“ 
durch die Angabe „Satzes 5“, die Angabe 
„Satzes 7“ durch die Angabe „Satzes 8“ sowie 
der abschließende Punkt durch ein Semikolon er- 
setzt und wird folgender Halbsatz angefügt: 

„§ 34 Abs. 1 Satz 3 ist sinngemäß anzuwen- 
den.“ 

c) ln Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „inländischen 
Arbeitgeber“ durch die Angabe „Arbeitgeber 
(§ 38)“ ersetzt. 

11. Dem § 39c wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) ln den Fällen des § 38 Abs. 3a Satz 1 kann der 
Dritte die Lohnsteuer für einen sonstigen Bezug mit 20 
vom Hundert unabhängig von einer Lohnsteuerkarte er- 
mitteln, wenn der maßgebende Jahresarbeitslohn nach 
§ 39b Abs. 3 zuzüglich des sonstigen Bezugs 10 000 
Euro nicht übersteigt; bei der Feststellung des maßge- 
benden Jahresarbeitslohns sind nur die Lohnzahlungen 
des Dritten zu berücksichtigen.“ 

12. § 39d Abs. 3 Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

„Auf Verlangen des beschränkt einkommensteuer- 
pflichtigen Arbeitnehmers hat der Arbeitgeber bei Be- 
endigung des Dienstverhältnisses oder am Ende des 
Kalenderjahres eine Lohnsteuerbescheinigung zu über- 
mitteln oder auszustellen; § 4 lb ist sinngemäß anzu- 
wenden.“ 

13. § 41 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„In das Lohnkonto sind die für den Lohnsteuerab- 
zug und die Lohnsteuerzerlegung erforderlichen 
Merkmale aus der Lohnsteuerkarte oder aus einer 
entsprechenden Bescheinigung zu übernehmen.“ 

b) Nach Satz 6 wird folgender Satz eingefügt: 

„Hat der Arbeitgeber die Lohnsteuer von einem 
sonstigen Bezug im ersten Dienstverhältnis berech- 
net und ist dabei der Arbeitslohn aus früheren 
Dienstverhältnissen des Kalenderjahres außer Be- 
tracht geblieben, so ist dies durch Eintragung des 
Großbuchstabens S zu vermerken.“ 
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c) unverändert 


11. unverändert 


12. unverändert 


13. unverändert 


13a. § 41a Abs. 1 Satz 2 wird durch folgende Sätze er- 
setzt: 

„Die Lohnsteuer-Anmeldung ist nach amtlich vor- 
geschriebenem Vordruck auf elektronischem Weg 
nach Maßgabe der Steuerdaten-Übermittlungsver- 
ordnung zu übermitteln. Auf Antrag kann das Fi- 
nanzamt zur Vermeidung von unbilligen Härten 
auf eine elektronische Übermittlung verzichten; in 
diesem Fall ist die Lohnsteuer- Anmeldung vom Ar- 
beitgeber oder von einer zu seiner Vertretung be- 
rechtigten Person zu unterschreiben.“ 
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14. § 41b wird wie folgt gefasst: 14. unverändert 

„§ 41b 

Abschluss des Lohnsteuerabzugs 

(1) Bei Beendigung eines Dienstverhältnisses oder 
am Ende des Kalenderjahres hat der Arbeitgeber das 
Lohnkonto des Arbeitnehmers abzuschließen. Auf 
Grund der Eintragungen im Lohnkonto hat der Arbeit- 
geber spätestens bis zum 28. Februar des Folgejahres 
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz durch Da- 
tenfernübertragung an die amtlich bestimmte Übermitt- 
lungsstelle insbesondere folgende Angaben zu übermit- 
teln (elektronische Lohnsteuerbescheinigung): 

1 . Name, Vorname, Geburtsdatum und Anschrift des 
Arbeitnehmers, die auf der Lohnsteuerkarte oder 
der entsprechenden Bescheinigung eingetragenen 
Besteuerungsmerkmale, den amtlichen Schlüssel 
der Gemeinde, die die Lohnsteuerkarte ausgestellt 
hat, die Bezeichnung und die Nummer des Finanz- 
amts, an das die Lohnsteuer abgeführt worden ist 
sowie die Steuemummer des Arbeitgebers, 

2. die Dauer des Dienstverhältnisses während des Ka- 
lenderjahres sowie die Anzahl der nach § 41 Abs. 1 
Satz 6 vermerkten Großbuchstaben U, 

3 . die Art und Höhe des gezahlten Arbeitslohns sowie 
den nach § 41 Abs. 1 Satz 7 vermerkten Großbuch- 
staben S, 

4. die einbehaltene Lohnsteuer, den Solidaritätszu- 
schlag und die Kirchensteuer sowie zusätzlich den 
Großbuchstaben B, wenn das Dienstverhältnis vor 
Ablauf des Kalenderjahres endet und der Arbeit- 
nehmer für einen abgelaufenen Lohnzahlungszeit- 
raum oder Lohnabrechnungszeitraum des Kalen- 
derjahres unter Berücksichtigung der Vorsorgepau- 
schale nach § 10c Abs. 3 zu besteuern war, 

5. das Kurzarbeitergeld, das Schlechtwettergeld, das 
Winterausfallgeld, den Zuschuss zum Mutter- 
schaftsgeld nach dem Mutterschutzgesetz, die 
Entschädigungen für Verdienstausfall nach dem In- 
fektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBl. 1 
S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 11 § 3 des 
Gesetzes vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3082), in 
der jeweils geltenden Fassung, sowie die nach § 3 
Nr. 28 steuerfreien Aufstockungsbeträge oder Zu- 
schläge, 

6. die auf die Entfemungspauschale anzurechnenden 
steuerfreien Arbeitgeberleistungen für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, 

7. die pauschal besteuerten Arbeitgeberleistungen für 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte, 

8. die nach § 3 Nr. 63 steuerfrei gezahlten Beiträge, 

9. für die steuerfreie Sammelbeförderung nach § 3 
Nr. 32 den Großbuchstaben F, 

10. die nach § 3 Nr. 13 und 16 steuerfrei gezahlten 
Verpflegungszuschüsse und Vergütungen bei dop- 
pelter Haushaltsführung, 
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1 1 . die nach § 3 Nr. 62 steuerfrei gezahlten Zuschüsse 
zur freiwilligen Kranken- und Pflegeversicherung, 

12. den Arbeitnehmeranteil am Gesamtsozialversiche- 
rungsbeitrag. 

Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer einen nach amt- 
lich vorgeschriebenem Muster gefertigten Ausdruck der 
elektronischen Lohnsteuerbescheinigung mit Angabe 
des lohnsteuerlichen Ordnungsmerkmals (Absatz 2) 
auszuhändigen oder elektronisch bereitzustellen. Wenn 
das Dienstverhältnis vor Ablauf des Kalenderjahres 
beendet wird, hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
die Lohnsteuerkarte auszuhändigen. Nach Ablauf des 
Kalenderjahres darf der Arbeitgeber die Lohnsteuer- 
karte nur aushändigen, wenn sie eine Lohnsteuer- 
bescheinigung enthält und der Arbeitnehmer zur Ein- 
kommensteuer veranlagt wird. Dem Arbeitnehmer nicht 
ausgehändigte Lohnsteuerkarten ohne Lohnsteuerbe- 
scheinigungen kann der Arbeitgeber vernichten; nicht 
ausgehändigte Lohnsteuerkarten mit Lohnsteuer- 
bescheinigungen hat er dem Betriebsstättenfinanzamt 
einzureichen. 

(2) Für die Datenfernübertragung hat der Arbeitgeber 
aus dem Namen, Vornamen und Geburtsdatum des 
Arbeitnehmers ein Ordnungsmerkmal nach amtlich 
festgelegter Regel für den Arbeitnehmer zu bilden und 
zu verwenden. Das lohnsteuerliche Ordnungsmerkmal 
darf nur erhoben, gebildet, verarbeitet oder genutzt wer- 
den für die Zuordnung der elektronischen Lohnsteuer- 
bescheinigung oder sonstiger für das Besteuerungsver- 
fahren erforderlicher Daten zu einem bestimmten 
Steuerpflichtigen und für Zwecke des Besteuerungsver- 
fahrens. 

(3) Arbeitgeber ohne maschinelle Lohnabrechnung, 
die keine elektronische Lohnsteuerbescheinigung ertei- 
len können, haben eine entsprechende Lohnsteuer- 
bescheinigung auf der Lohnsteuerkarte des Arbeitneh- 
mers zu erteilen. Liegt dem Arbeitgeber eine 
Lohnsteuerkarte des Arbeitnehmers nicht vor, hat er die 
Lohnsteuerbescheinigung nach amtlich vorgeschriebe- 
nem Muster zu erteilen. Der Arbeitgeber hat dem Ar- 
beitnehmer die Lohnsteuerbescheinigung auszuhändi- 
gen, wenn das Dienstverhältnis vor Ablauf des 
Kalenderjahres beendet wird oder der Arbeitnehmer zur 
Einkommensteuer veranlagt wird. In den übrigen Fäl- 
len hat der Arbeitgeber die Lohnsteuerbescheinigung 
dem Betriebsstättenfinanzamt einzureichen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Arbeitneh- 
mer, soweit sie Arbeitslohn bezogen haben, der nach 
den §§40 bis 40b pauschal besteuert worden ist.“ 

15. § 41c wird wie folgt geändert: 15. unverändert 

a) ln Absatz 3 Satz 1 werden vor dem Wort „Aus- 
schreibung“ die Wörter „Übermittlung oder“ einge- 
fügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 werden nach dem Wort 
„Lohnsteuerbescheinigung“ die Wörter „übermit- 
telt oder“ eingefügt. 
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16. § 42b wird wie folgt geändert: 16. unverändert 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Voraussetzung für den Lohnsteuer-Jahresaus- 
gleich ist, dass dem Arbeitgeber die Lohnsteuer- 
karte und Lohnsteuerbescheinigungen aus etwa- 
igen vorangegangenen Dienstverhältnissen vor- 
liegen.“ 

bb) Satz 4 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 3a wird wie folgt gefasst: 

„3 a. bei der Lohnsteuerberechnung ein 
Freibetrag oder Hinzurechnungsbe- 
trag zu berücksichtigen war oder“. 

bbb) Nummer 4a wird wie folgt gefasst: 

„4a. die Anzahl der im Lohnkonto oder in 
der Lohnsteuerbescheinigung einge- 
tragenen Großbuchstaben U mindes- 
tens eins beträgt oder“. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „auf der Lohn- 
steuerkarte“ gestrichen. 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Vom Jahresarbeitslohn sind der etwa in Be- 
tracht kommende Versorgungs-Freibetrag und 
der etwa in Betracht kommende Altersentlas- 
tungsbetrag abzuziehen.“ 

c) In Absatz 4 Satz 3 werden die Wörter „Auf der 
Lohnsteuerkarte“ durch die Wörter „In der Lohn- 
steuerbescheinigung“ ersetzt. 

17. § 42d wird wie folgt geändert: 17. unverändert 

a) ln Absatz 1 Nr. 3 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgende Nummer 4 angefügt: 

„4. für die Lohnsteuer, die in den Fällen des § 38 
Abs. 3a der Dritte zu übernehmen hat.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Der Arbeitgeber haftet nicht, soweit Lohn- 
steuer nach § 39 Abs. 4 oder § 39a Abs. 5 nachzu- 
fordem ist und in den vom Arbeitgeber angezeigten 
Fällen des § 38 Abs. 4 Satz 2 und des § 41c Abs. 4.“ 

c) Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 angefügt: 

„(9) Der Arbeitgeber haftet auch dann, wenn ein 
Dritter nach § 38 Abs. 3a dessen Pflichten trägt. In 
diesen Fällen haftet der Dritte neben dem Arbeitge- 
ber. Soweit die Haftung des Dritten reicht, sind der 
Arbeitgeber, der Dritte und der Arbeitnehmer Ge- 
samtschuldner. Absatz 3 Satz 2 bis 4 ist anzuwen- 
den; Absatz 4 gilt auch für die Inanspruchnahme des 
Dritten. Im Fall des § 38 Abs. 3a Satz 2 beschränkt 
sich die Haftung des Dritten auf die Lohnsteuer, die 
für die Zeit zu erheben ist, für die er sich gegenüber 
dem Arbeitgeber zur Vornahme des Lohnsteuerab- 
zugs verpflichtet hat; der maßgebende Zeitraum en- 
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det nicht, bevor der Dritte seinem Betriebsstätten- 
fmanzamt die Beendigung seiner Verpflichtung 
gegenüber dem Arbeitgeber angezeigt hat. In den 
Fällen des § 38 Abs. 3a Satz 8 ist als Haftungs- 
schuld der Betrag zu ennitteln, um den die Lohn- 
steuer, die für den gesamten Arbeitslohn des Lohn- 
zahlungszeitraums zu berechnen und einzubehalten 
ist, die insgesamt tatsächlich einbehaltene Lohn- 
steuer übersteigt. Betrifft die Haftungsschuld meh- 
rere Arbeitgeber, so ist sie bei fehlerhafter Lohn- 
steuerberechnung nach dem Verhältnis der 
Arbeitslöhne und für nachträglich zu erfassende Ar- 
beitslohnbeträge nach dem Verhältnis dieser Beträge 
auf die Arbeitgeber aufzuteilen. In den Fällen des 
§ 38 Abs. 3a ist das Betriebsstättenfmanzamt des 
Dritten für die Geltendmachung der Steuer- oder 
Haftungsschuld zuständig.“ 

18. Dem § 42f wird folgender Absatz 3 angefugt: 18. unverändert 

„(3) In den Fällen des § 38 Abs. 3a ist für die Außen- 
prüfung das Betriebsstättenfmanzamt des Dritten zu- 
ständig; § 195 Satz 2 der Abgabenordnung bleibt unbe- 
rührt. Die Außenprüfung ist auch beim Arbeitgeber 
zulässig; dessen Mitwirkungspflichten bleiben neben 
den Pflichten des Dritten bestehen.“ 

19. § 44a wird wie folgt geändert: 19. unverändert 

a) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) Ist der Gläubiger eine inländische 

1 . Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermö- 
gensmasse im Sinne des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des 
Körperschaftsteuergesetzes oder 

2. Stiftung des öffentlichen Rechts, die ausschließ- 
lich und unmittelbar gemeinnützigen oder mild- 
tätigen Zwecken dient, oder 

3. juristische Person des öffentlichen Rechts, die 
ausschließlich und unmittelbar kirchlichen Zwe- 
cken dient, 

so ist der Steuerabzug bei Kapitalerträgen im Sinne 
des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7a bis 7c nicht vorzuneh- 
men. Der Steuerabzug vom Kapitalertrag ist außer- 
dem nicht vorzunehmen bei Kapitalerträgen im 
Sinne des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, soweit es sich 
um Erträge aus Anteilen an Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung handelt, bei Kapitalerträgen im 
Sinne des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 unter der Voraus- 
setzung, dass die die Kapitalerträge auszahlende 
Stelle nicht Sammelantragsberechtigter im Sinne 
des § 45b ist, und bei Kapitalerträgen im Sinne des 
§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3. Bei allen übrigen Kapital- 
erträgen nach § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 ist 
§ 45b sinngemäß anzuwenden. Voraussetzung für 
die Anwendung der Sätze 1 und 2 ist, dass der Gläu- 
biger durch eine Bescheinigung des für seine Ge- 
schäftsleitung oder seinen Sitz zuständigen Finanz- 
amts nachweist, dass er eine Körperschaft, 

Personenvereinigung oder Vermögensmasse nach 
Satz 1 ist. Absatz 4 gilt entsprechend.“ 
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b) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 angefugt: 
„(8) Ist der Gläubiger 

1 . eine nach § 5 Abs. 1 mit Ausnahme der Num- 
mer 9 des Körperschaftsteuergesetzes oder nach 
anderen Gesetzen von der Körperschaftsteuer 
befreite Körperschaft, Personenvereinigung oder 
Vermögensmasse oder 

2. eine inländische juristische Person des öffentli- 
chen Rechts, die nicht in Absatz 7 bezeichnet ist, 

so ist der Steuerabzug bei Kapitalerträgen aus 
Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung im Sinne des § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und bei 
Kapitalerträgen im Sinne des § 43 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 7a nur hälftig vorzunehmen. Bei allen übrigen 
Kapitalerträgen nach § 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ist 
§ 45b in Verbindung mit Satz 1 sinngemäß anzu- 
wenden (Erstattung der Hälfte der gesetzlich in 
§ 43a vorgeschriebenen Kapitalertragsteuer). Vor- 
aussetzung für die Anwendung des Satzes 1 ist, dass 
der Gläubiger durch eine Bescheinigung des für 
seine Geschäftsleitung oder seinen Sitz zuständigen 
Finanzamts nachweist, dass er eine Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse im 
Sinne des Satzes 1 ist. Absatz 4 gilt entsprechend.“ 

20. § 44c wird aufgehoben. 


21. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird nach dem Semikolon fol- 
gender Satzteil angefügt: 

„das gilt nicht, soweit nach § 38 Abs. 3a Satz 8 
Arbeitslohn von mehreren Arbeitgebern für den 
Lohnsteuerabzug zusammengerechnet worden 
ist;“. 

bb) Nummer 4a Satz 1 Buchstabe d und e wird wie 
folgt gefasst: 

,,d) im Fall des § 33a Abs. 2 Satz 6 das Eltern- 
paar gemeinsam eine Aufteilung des Ab- 
zugsbetrags in einem anderen Verhältnis 
als je zur Hälfte beantragt oder 

e) im Fall des § 33b Abs. 5 Satz 3 das Eltem- 
paar gemeinsam eine Aufteilung des 
Pauschbetrags für behinderte Menschen 
oder des Pauschbetrags für Hinterbliebene 
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20. unverändert 

20a. Nach § 45d wird folgender § 45e eingefügt: 

„§ 45e 

Ermächtigung für Zinsinformationsverordnung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra- 
tes die Richtlinie 2003/48/EG des Rates vom 3. Juni 
2003 (Abi. L 157 vom 26. 06. 2003, S. 38) im Bereich 
der Besteuerung von Zinserträgen umzusetzen. 
§ 45d Abs. 1 Satz 2 bis 4 und Absatz 2 sind entspre- 
chend anzuwenden.“ 

21. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 


bb) unverändert 
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in einem anderen Verhältnis als je zur 
Hälfte beantragt.“ 

cc) In Nummer 5 werden vor dem Wort „ermittelt“ 
die Wörter „oder für einen sonstigen Bezug 
nach § 39c Abs. 6 “ eingefugt. 

dd) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 5a ein- 
gefügt: 

„5 a. wenn der Arbeitgeber die Lohnsteuer von 
einem sonstigen Bezug berechnet hat und 
dabei der Arbeitslohn aus früheren 
Dienstverhältnissen des Kalenderjahres 
außer Betracht geblieben ist (§ 39b Abs. 3 
Satz 2, § 41 Abs. 1 Satz 7, Großbuchstabe 
S);“. 

b) Absatz 2a wird aufgehoben. 


22. § 50d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Unberührt bleibt der Anspruch des Gläubigers der 
Kapitalerträge oder Vergütungen auf völlige oder 
teilweise Erstattung der einbehaltenen und abge- 
führten oder der auf Grund Haftungsbescheid oder 
Nachforderungsbescheid entrichteten Steuer.“ 

b) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) Sind Einkünfte eines unbeschränkt Steuer- 
pflichtigen aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19) 
nach einem Abkommen zur Vermeidung der Dop- 
pelbesteuerung von der Bemessungsgrundlage der 
deutschen Steuer auszunehmen, wird die Freistel- 
lung bei der Veranlagung ungeachtet des Abkom- 


cc) In Nummer 5 werden vor dem Wort „ermittelt“ 
die Wörter „oder für einen sonstigen Bezug 
nach § 39c Abs. 5“ eingefügt. 

dd) unverändert 


b) unverändert 

21a. § 49 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. Einkünfte aus selbständiger Arbeit (§ 18), 
die im Inland ausgeübt oder verwertet wird 
oder worden ist, oder für die im Inland eine 
feste Einrichtung oder eine Betriebsstätte 
unterhalten wird;“. 

b) In Nummer 4 Buchstabe c wird am Ende das Se- 
mikolon durch ein Komma ersetzt und folgender 
Buchstabe d angefügt: 

,,d) als Entschädigung im Sinne des § 24 Nr. 1 
für die Auflösung eines Dienstverhältnisses 
gezahlt werden, soweit die für die zuvor aus- 
geübte Tätigkeit bezogenen Einkünfte der 
inländischen Besteuerung unterlegen ha- 
ben;“. 

21b. § 50b Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Finanzbehörden sind berechtigt, Verhältnisse, 
die für die Anrechnung oder Vergütung von Kör- 
perschaftsteuer, für die Anrechnung oder Erstat- 
tung von Kapitalertragsteuer, für die Nichtvor- 
nahme des Steuerabzugs oder für die Mitteilungen 
an das Bundesamt für Finanzen nach § 45e von Be- 
deutung sind oder der Aufklärung bedürfen, bei 
den am Verfahren Beteiligten zu prüfen.“ 

22. unverändert 
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mens nur gewährt, soweit der Steuerpflichtige nach- 
weist, dass der Staat, dem nach dem Abkommen das 
Besteuerungsrecht zusteht, auf dieses Besteuerungs- 
recht verzichtet hat oder dass die in diesem Staat auf 
die Einkünfte festgesetzten Steuern entrichtet wur- 
den. Wird ein solcher Nachweis erst geführt, nach- 
dem die Einkünfte in eine Veranlagung zur Einkom- 
mensteuer einbezogen wurden, ist der Steuerbe- 
scheid insoweit zu ändern. § 175 Abs. 1 Satz 2 der 
Abgabenordnung ist entsprechend anzuwenden.“ 

23. § 5 1 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 23. unverändert 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 

,,c) die Erklärungen zur Einkommensbesteue- 
rung sowie die in § 39 Abs. 3a Satz 4 und 
§ 39a Abs. 2 vorgesehenen Anträge,“. 

bb) In Buchstabe d werden die Angabe „die Lohn- 
steuerbescheinigung (§ 41b Abs. 1 Satz 3)“ und 
das anschließende Komma gestrichen. 

cc) Im Abschnitt nach dem Buchstaben i werden 
nach der Angabe „der Lohnsteuerkarte (§ 39)“ 
und dem anschließenden Komma die Wörter 
„der Bescheinigungen nach den §§ 39c und 
39d, des Ausdrucks der elektronischen Lohn- 
steuerbescheinigung (§ 4 lb Abs. 1), der so zu 
gestalten ist, dass er als vereinfachte Einkom- 
mensteuererklärung verwendet werden kann, 
das Muster der Lohnsteuerbescheinigung nach 
§ 41b Abs. 3 Satz 2, der Anträge auf Erteilung 
einer Bescheinigung nach den §§ 39c und 39d,“ 
eingefügt. 

b) Der Nummer la werden folgende Sätze angefügt: 

„Der Lohnstufenabstand beträgt bei den Jahrestabellen 
36. Die in den Tabellenstufen auszuweisende Lohnsteuer ist 
aus der Obergrenze der Tabellenstufen zu berechnen und 
muss an der Obergrenze mit der maschinell berechneten 
Lohnsteuer übereinstimmen. Die Monats-, Wochen- und 
Tagestabellen sind aus den Jahrestabellen abzuleiten;“. 

24. § 52 wird wie folgt geändert: 24. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: a) unverändert 

„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in den 
folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt ist, 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 2004 anzu- 
wenden. Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt 
Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung erst- 
mals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwenden ist, 
der für einen nach dem 3 1 . Dezember 2003 enden- 
den Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf 
sonstige Bezüge, die nach dem 3 1 . Dezember 2003 
zufließen.“ 

al) Nach Absatz 11 wird folgender Absatz 12 einge- 
fügt: 

„(12) § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6a in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 4210) ist letztmals für den Veranla- 
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b) Absatz 1 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 6 werden folgende Sätze eingefügt: 

„§ 6 Abs. 1 Nr. la in der Fassung des Artikels 1 
des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
ist erstmals für Baumaßnahmen anzuwenden, 
mit denen nach dem 3 1 . Dezember 2003 begon- 
nen wird. Als Beginn gilt bei Baumaßnahmen, 
für die eine Baugenehmigung erforderlich ist, 
der Zeitpunkt, in dem der Bauantrag gestellt 
wird, bei baugenehmigungsfreien Bauvorha- 
ben, für die Bauunterlagen einzureichen sind, 
der Zeitpunkt, in dem die Bauunterlagen einge- 
reicht werden. Sämtliche Baumaßnahmen im 
Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. la Satz 1 an einem Ob- 
jekt gelten als eine Baumaßnahme im Sinne des 
Satzes 7.“ 

bb) In dem bisherigen Satz 8 wird die Angabe 
„Satz 7“ durch die Angabe „Satz 10“ ersetzt. 

cc) In dem bisherigen Satz 11 werden die Angabe 
„Satz 8“ durch die Angabe „Satz 11“ und die 
Angabe „Satz 9“ durch die Angabe „Satz 12“ 
ersetzt. 


gungszeitraum 2002 anzuwenden, ln den Fäl- 
len, in denen die Einkommensteuer für die Ver- 
anlagungszeiträume bis einschließlich 2002 
noch nicht formell bestandskräftig oder hin- 
sichtlich der Aufwendungen für eine betrieblich 
veranlasste doppelte Haushaltsführung vorläu- 
fig festgesetzt ist, ist § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 in 
der Fassung des Artikel 1 des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. ... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Seitenzahl der Verkündung des vorliegen- 
den Änderungsgesetzes]) anzuwenden; dies gilt 
auch für unter dem Vorbehalt der Nachprüfung 
ergangene Einkommensteuerbeseheide für Ver- 
anlagungszeiträume bis einschließlich 2002, so- 
weit nicht bereits Festsetzungsverjährung ein- 
getreten ist.“ 

b) unverändert 


bl) Absatz 23 wird wie folgt gefasst: 

„(23) § 7g Abs. 8 Satz 2 Nr. 1 in der Fassung 
des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. I 
S. ... [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Sei- 
tenzahl der Verkündung des vorliegenden Än- 
derungsgesetzes]) ist erstmals für Wirtschafts- 
jahre anzuwenden, die nach dem 23. Juli 2002 
enden. § 7g Abs. 8 Satz 2 Nr. 3 und 4 in der Fas- 
sung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... 
(BGBl. 1 S. ... |einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Seitenzahl der Verkündung des vorliegen- 
den Änderungsgesetzes]) sind erstmals für 
Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2002 enden.“ 

c) unverändert 


c) Dem Absatz 23a wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Anwendung des § 9 Abs. 5 Satz 2 
in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... 
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(BGBl. IS. ... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) gilt Absatz 16 Satz 7 bis 9 entspre- 
chend.“ 


d) Nach Absatz 39 wird folgender Absatz 39a einge- 
fügt: 

„(39a) § 24b ist erstmals anzuwenden 

a) auf Kapitalerträge im Sinne des § 20, die nach 
dem 3 1 . Dezember 2003 zufließen, 

b) auf Veräußerungsgeschäfte im Sinne des § 23, 
bei denen die Veräußerung auf einem nach dem 
31. Dezember 2003 rechtswirksam abgeschlos- 
senen obligatorischen Vertrag oder gleichstehen- 
den Rechtsakt beruht, und auf Tenningeschäfte, 
bei denen der Eiwerb des Rechts auf einen Diffe- 
renzausgleich, Geldbetrag oder Vorteil nach dem 
31. Dezember 2003 erfolgt.“ 


e) Nach Absatz 43 wird folgender Absatz 43a einge- 
fiigt: 

„(43a) § 32b Abs. 3 und 4 in der Fassung des Ar- 
tikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist 
erstmals für Leistungen des Kalenderjahres 2005 
anzuwenden.“ 


cl) Nach Absatz 23a wird folgender Absatz 23b ein- 
gefügt: 

„(23b) § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 in der Fassung 
des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. I 
S. ... |Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Sei- 
tenzahl der Verkündung des vorliegenden Än- 
derungsgesetzes]) ist erstmals ab dem Veranla- 
gungszeitraum 2003 anzuwenden und in Fällen, 
in denen die Einkommensteuer noch nicht 
formell bestandskräftig oder hinsichtlich der 
Aufwendungen für eine beruflich veranlasste 
doppelte Flaushaltsführung vorläufig festgesetzt 
ist.“ 

d) unverändert 


dl) In Absatz 40 wird folgender Satz 1 eingefügt: 

„§ 32 Abs. 1 Nr. 2 in der Fassung des Artikels 1 
des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [Einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
ist in allen Fällen anzuwenden, in denen die Ein- 
kommensteuer noch nicht bestandskräftig fest- 
gesetzt ist.“ 

e) unverändert 


el) Nach Absatz 46 wird folgender Absatz 46a ein- 
gefügt: 

„(46a) § 33b Abs. 6 Satz 2 in der Fassung des 
Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... 
[Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seiten- 
zahl der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) ist in allen Fällen anzuwenden, 
in denen die Einkommensteuer noch nicht be- 
standskräftig festgesetzt ist.“ 
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f) Dem Absatz 50c wird folgender Satz angefügt: 

„§ 36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Satz 2 in der Fassung des 
Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Ein- 
setzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist 
erstmals ab dem Veranlagungszeitraum 2004 anzu- 
wenden.“ 

g) Absatz 52 wird wie folgt gefasst: 

,(52) § 39b in der Fassung des Artikels 1 des Ge- 
setzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [Einsetzen: Ausferti- 
gungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist ab dem Ka- 
lenderjahr 2005 mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
in Absatz 2 Satz 8 an die Stelle der Zahlen „17“ und 
jeweils „47“ die Zahlen „15“ und „42“ und an die 
Stelle der Angaben „9 036 Euro“ und „26 964 Euro“ 
die Angaben „9 144 Euro“ und „25 812 Euro“ tre- 
ten.“ 

h) Nach Absatz 52a wird folgende/' Absatz 52b einge- 
fügt: 


,(52b) Die an der Entwicklung der elektronischen 
Lohnsteuerbescheinigung teilnehmenden Arbeitge- 
ber können § 41b Abs. 1 und 2 in der Fassung des 
Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Ein- 
setzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
erstmals ab dem Kalenderjahr 2003 anwenden. 
Nach Ablauf des Kalenderjahres 2003 dürfen diese 
Arbeitgeber Lohnsteuerkarten ohne Lohnsteuerbe- 
scheinigung den Arbeitnehmern nicht aushändigen; 
diese Lohnsteuerkarten können vernichtet werden. 
§ 41b Abs. 3 Satz 1 gilt ab dem Kalenderjahr 2006 
in der folgenden Fassung: 

„Ein Arbeitgeber ohne maschinelle Lohnabrech- 
nung, der ausschließlich Arbeitnehmer im Rahmen 
einer geringfügigen Beschäftigung in seinem Privat- 
haushalt im Sinne des § 8a des Vierten Buches Sozi- 
algesetzbuch beschäftigt und keine elektronische 
Lohnsteuerbescheinigung erteilt, hat an Stelle der 
elektronischen Lohnsteuerbescheinigung eine ent- 
sprechende Lohnsteuerbescheinigung auf der Lohn- 
steuerkarte des Arbeitnehmers zu erteilen.“ ‘ 

i) Nach Absatz 55 wird folgender Absatz 55a einge- 
fügt: 

„(55a) § 44a Abs. 7 und 8 in der Fassung des Ar- 
tikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist 
erstmals für Ausschüttungen anzuwenden, die nach 
dem 3 1 . Dezember 2003 erfolgen. Für Ausschüttun- 
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f) unverändert 


g) entfällt 


h) Nach Absatz 52a werden folgende Absätze 52b 
und 52c eingefügt: 

„(52b) § 41a Abs. 1 Satz 2 und 3 in der Fas- 
sung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. I 
S. ... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Sei- 
tenzahl der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) ist erstmals auf Anmeldungszeit- 
räume anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
2004 enden. 

(52c) Die an der Entwicklung der elektronischen 
Lohnsteuerbescheinigung teilnehmenden Arbeitge- 
ber können § 41b Abs. 1 und 2 in der Fassung des 
Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Ein- 
setzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
erstmals ab dem Kalenderjahr 2003 anwenden. 
Nach Ablauf des Kalenderjahres 2003 dürfen diese 
Arbeitgeber Lohnsteuerkarten ohne Lohnsteuerbe- 
scheinigung den Arbeitnehmern nicht aushändigen; 
diese Lohnsteuerkarten können vernichtet werden. 
§ 41b Abs. 3 Satz 1 gilt ab dem Kalenderjahr 2006 
in der folgenden Fassung: 

„Ein Arbeitgeber ohne maschinelle Lohnabrech- 
nung, der ausschließlich Arbeitnehmer im Rahmen 
einer geringfügigen Beschäftigung in seinem Privat- 
haushalt im Sinne des § 8a des Vierten Buches Sozi- 
algesetzbuch beschäftigt und keine elektronische 
Lohnsteuerbescheinigung erteilt, hat an Stelle der 
elektronischen Lohnsteuerbescheinigung eine ent- 
sprechende Lohnsteuerbescheinigung auf der Lohn- 
steuerkarte des Arbeitnehmers zu erteilen.“ “ 

i) unverändert 
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gen, die vor dem 1. Januar 2004 erfolgen, sind § 44a 
Abs. 7 und § 44c in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4210, 
2003 1 S. 179) weiterhin anzuwenden.“ 

j) Dem Absatz 59a wird folgender Satz 4 angefiigt: 

„§ 50d Abs. 1 in der Fassung des Artikels 1 des Ge- 
setzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [Einsetzen: Ausferti- 
gungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist ab 1. Januar 
2002 anzuwenden.“ 

k) Absatz 59c wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Änderung der Lohnsteuer- 
Durchführungsverordnung 

Die Lohnsteuer-Durchführungsverordnung in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 1989 (BGBl. 1 
S. 1848), zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Wörter „die Gemeinde, 
die die Lohnsteuerkarte ausgestellt hat“ durch die 
Wörter „den amtlichen Gemeindeschlüssel der 
Gemeinde, die die Lohnsteuerkarte ausgestellt hat“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nr. 4 Satz 1 werden die Wörter nach dem 
Wort „Trinkgelder“ gestrichen. 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) In den Fällen des § 38 Abs. 3a des Einkom- 
mensteuergesetzes ist ein Lohnkonto vom Dritten zu 
führen. In den Fällen des § 38 Abs. 3a Satz 2 ist der 
Arbeitgeber anzugeben und auch der Arbeitslohn ein- 
zutragen, der nicht vom Dritten, sondern vom Arbeit- 
geber selbst gezahlt wird. In den Fällen des § 38 
Abs. 3a Satz 8 ist der Arbeitslohn für jedes Dienst- 
verhältnis gesondert aufzuzeichnen.“ 

2. § 8 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Vorschriften dieser Verordnung in der Fas- 
sung des Artikels 2 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... 
[Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) sind 
erstmals anzuwenden auf laufenden Arbeitslohn, der für 
einen nach dem 3 1 . Dezember 2003 endenden Lohnzah- 
lungszeitraum gezahlt wird und auf sonstige Bezüge, die 
nach dem 3 1 . Dezember 2003 zufließen.“ 

Artikel 3 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), 
zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 
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j) unverändert 


k) unverändert 

Artikel 2 

unverändert 


Artikel 3 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

Das Körperschaftsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144), 
zuletzt geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . 
(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 
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1 . § 2 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 


1. Dem § 31 Abs. 1 wird folgender Satz angefugt: 

„Die sich im Zuge der Festsetzung ergebenden einzelnen 
Körperschaftsteuerbeträge sind jeweils zu Gunsten des 
Steuerpflichtigen auf volle Euro-Beträge zu runden.“ 

2. § 34 wird wie folgt geändert: 


„2. sonstige Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen und Vermögensmassen, die nicht unbe- 
schränkt steuerpflichtig sind, mit den inländi- 
schen Einkünften, die dem Steuerabzug 
vollständig oder teilweise unterliegen.“ 

§ 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 werden die Wörter „Wohnungs- 
bauförderungsanstalt Nordrhein- Westfalen - 
Anstalt der Westdeutschen Landesbank Giro- 
zentrale“ durch die Wörter „Wohnungsbauför- 
derungsanstalt Nordrhein- Westfalen - Anstalt 
der Landesbank Nordrhein-Westfalen“, die 
Wörter „Investitionsbank Schleswig-Holstein - 
Zentralbereich der Landesbank Schleswig-Hol- 
stein Girozentrale“ durch die Wörter „Investi- 
tionsbank Schleswig-Holstein“ und die Wörter 
„die Sächsische Aufbaubank GmbH“ durch die 
Wörter „die Sächsische Aufbaubank - Förder- 
bank ersetzt. 

bb) In Nummer 22 wird der Punkt am Ende 
durch ein Semikolon ersetzt und folgende 
Nummer 23 angefügt: 

„23. die Auftragsforschung öffentlich-recht- 
licher Wissenschafts- und Forschungs- 
einrichtungen; ist die Tätigkeit auf die 
Anwendung gesicherter wissenschaftli- 
cher Erkenntnisse, die Übernahme von 
Projektträgerschaften sowie wirtschaft- 
liche Tätigkeiten ohne Forschungsbezug 
gerichtet, ist die Steuerbefreiung inso- 
weit ausgeschlossen.“ 

b) Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. für inländische Einkünfte, die dem Steuerab- 
zug vollständig oder teilweise unterliegen,“. 

3. unverändert 


4. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a einge- 
fügt: 

„(2a) § 2 Nr. 2 in der Fassung des Artikels 3 des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [Einsetzen: Aus- 
fertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung 
des vorliegenden Änderungsgesetzesj) ist erstmals 
ab dem Veranlagungszeitraum 2004 anzuwenden.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) § 5 Abs. 1 Nr. 2 ist für die InvestitionsBank 
Hessen AG erstmals für den Veranlagungszeit- 
raum 2000, für die Bremer Aufbau-Bank GmbH 
erstmals für den Veranlagungszeitraum 2001, für 
die Investitionsbank Schleswig-Holstein und für 
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die Sächsische Aufbaubank - Förderbank - erst- 
mals für den Veranlagungszeitraum 2003 anzu- 
wenden. Die Steuerbefreiung für die Investitions- 
bank Schleswig-Holstein - Zentralbereich der 
Landesbank Schleswig-Holstein Girozentrale 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 des Körperschaftsteuergeset- 
zes 2002 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144) ist letzt- 
mals für den Veranlagungszeitraum 2002 anzu- 
wenden.“ 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a einge- 
fügt: 

„(3a) § 5 Abs. 1 Nr. 23 in der Fassung des Arti- 
kels 3 des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
ist auch in Veranlagungszeiträumen vor 2003 an- 
zuwenden.“ 

d) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a einge- 
fügt: 

„(5a) § 5 Abs. 2 Nr. 1 in der Fassung des Arti- 
kels 3 des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes|) 
ist erstmals ab dem Veranlagungszeitraum 2004 
anzuwenden.“ 

a) Nach Absatz 13 wird folgender Absatz 13a einge- e) unverändert 
fügt: 

„(13a) § 31 Abs. 1 Satz 2 in der Fassung des Arti- 
kels 3 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkün- 
dung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist 
erstmals ab dem Veranlagungszeitraum 2002 anzu- 
wenden.“ 

b) Der bisherige Absatz 13a wird Absatz 13b. f) unverändert 

Artikel 3 a 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 werden die Wörter „Wohnungs- 
bauförderungsanstalt Nordrhein- Westfalen - An- 
stalt der Westdeutschen Landesbank Girozen- 
trale“ durch die Wörter „Wohnungsbauförde- 
rungsanstalt Nordrhein-Westfalen - Anstalt der 
Landesbank Nordrhein- Westfalen“, die Wörter 
„Investitionsbank Schleswig-Holstein - Zentralbe- 
reich der Landesbank Schleswig-Holstein Girozen- 
trale“ durch die Wörter „Investitionsbank Schles- 
wig-Holstein“ und die Wörter „die Sächsische Auf- 
baubank GmbH“ durch die Wörter „die Sächsi- 
sche Aufbaubank - Förderbank -“ ersetzt. 

b) In Nummer 24 wird nach der Angabe „Wagnisbe- 
teiligungsgesellschaft Sachsen-Anhalt mbH,“ die 
Angabe „IBG Beteiligungsgesellschaft Sachsen- 
Anhalt mbH,“ eingefügt. 
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Artikel 4 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1999 

Das Umsatzsteuergesetz 1999 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 9. Juni 1999 (BGBl. 1 S. 1270), zuletzt 
geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBl. I 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe „§ 13b Leistungsempfänger als 
Steuerschuldner“ werden die Angaben „§ 13c Haf- 
tung bei Abtretung von Forderungen“ und „§ 13d 
Haftung bei Änderung der Bemessungsgrundlage“ 
eingefügt. 

b) Die Angabe „§ 14a Ausstellung von Rechnungen in 
besonderen Fällen“ wird durch die Angabe „§ 14a 
Zusätzliche Pflichten bei der Ausstellung von Rech- 
nungen in besonderen Fällen“ ersetzt. 

c) Nach der neuen Angabe „§ 14a Zusätzliche Pflichten 
bei der Ausstellung von Rechnungen in besonderen 
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c) In Nummer 29 wird der Punkt am Ende durch ein 
Semikolon ersetzt und folgende Nummer 30 ange- 
fügt: 

„30. die Auftragsforschung im Sinne des § 5 
Abs. 1 Nr. 23 des Körperschaftsteuergeset- 
zes, soweit sie von der Körperschaftsteuer be- 
freit ist.“ 

2. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) § 3 Nr. 2 ist für die InvestitionsBank Hessen 
AG erstmals für den Erhebungszeitraum 2000, für 
die Bremer Aufbau-Bank GmbH erstmals für den 
Erhebungszeitraum 2001, für die Investitionsbank 
Schleswig-Holstein und für die Sächsische Aufbau- 
bank - Förderbank - erstmals für den Erhebungs- 
zeitraum 2003 anzuwenden. Die Steuerbefreiung 
für die Investitionsbank Schleswig-Holstein - Zen- 
tralbereich der Landesbank Schleswig-Holstein 
Girozentrale nach § 3 Nr. 2 des Gewerbesteuerge- 
setzes 2002 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167) ist letzt- 
mals für den Erhebungszeitraum 2002 anzuwen- 
den.“ 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) § 3 Nr. 24 ist für die Wagnisbeteiligungsge- 
sellschaft Sachsen-Anhalt mbH erstmals für den 
Erhebungszeitraum 1996 und für die IBG Beteili- 
gungsgesellschaft Sachsen-Anhalt mbH erstmals 
für den Erhebungszeitraum 2000 anzuwenden.“ 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefügt: 

„(4a) § 3 Nr. 30 in der Fassung des Artikels 3a des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Einsetzen: Ausfer- 
tigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist auch in Er- 
hebungszeiträumen vor 2003 anzuwenden.“ 

Artikel 4 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1999 

Das Umsatzsteuergesetz 1999 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 9. Juni 1999 (BGBl. 1 S. 1270), zuletzt 
geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. 1 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe „§ 13b Leistungsempfänger als 
Steuerschuldner“ werden die Angaben „§ 13c Haf- 
tung bei Abtretung, Verpfändung oder Pfändung 
von Forderungen“ und „§ 13d Haftung bei Änderung 
der Bemessungsgrundlage“ eingefugt. 

b) unverändert 


c) unverändert 
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Fällen“ werden die Angaben „§ 14b Aufbewahrung 
von Rechnungen“ und „§ 14c Unrichtiger oder unbe- 
rechtigter Steuerausweis“ eingefügt. 

d) Die bisherige „Anlage (zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2) d) unverändert 
Liste der dem ermäßigten Steuersatz unterliegenden 
Gegenstände“ wird als „Anlage 2 (zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 
und 2) Liste der dem ermäßigten Steuersatz unterlie- 
genden Gegenstände“ gefasst und zuvor die Angabe 
„Anlage 1 (zu § 4 Nr. 4a) Liste der Gegenstände, die 
der Umsatzsteuerlagerregelung unterliegen können“ 
eingefügt. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 2. unverändert 

a) Absatz 1 Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. die Einfuhr von Gegenständen im Inland oder in 
den österreichischen Gebieten Jungholz und Mit- 
telberg (Einfuhrumsatzsteuer);“. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Inland im Sinne dieses Gesetzes ist das Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland mit Ausnahme des Ge- 
biets von Büsingen, der Insel Helgoland, der Frei- 
zonen des Kontrolltyps 1 nach § 1 Abs. 1 Satz 1 des 
Zollverwaltungsgesetzes (Freihäfen), der Gewässer 
und Watten zwischen der Hoheitsgrenze und der je- 
weiligen Strandlinie sowie der deutschen Schiffe und 
der deutschen Luftfahrzeuge in Gebieten, die zu kei- 
nem Zollgebiet gehören.“ 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 3. unverändert 

a) Absatz 9a Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Absatz 1 1 wird wie folgt gefasst: 

„(11) Wird ein Unternehmer in die Erbringung 
einer sonstigen Leistung eingeschaltet und handelt er 
dabei im eigenen Namen, jedoch für fremde Rech- 
nung, gilt diese Leistung als an ihn und von ihm er- 
bracht.“ 


4. § 4 wird wie folgt geändert: 4. unverändert 

a) Nach Nummer 4 werden folgende Nummern 4a und 
4b eingefügt: 

„4a. die folgenden Umsätze: 

a) die Lieferungen der in der Anlage 1 bezeich- 
neten Gegenstände an einen Unternehmer für 
sein Unternehmen, wenn der Gegenstand der 
Lieferung im Zusammenhang mit der Liefe- 
rung in ein Umsatzsteuerlager eingelagert 
wird oder sich in einem Umsatzsteuerlager 
befindet. Mit der Auslagerung eines Gegen- 
standes aus einem Umsatzsteuerlager entfällt 
die Steuerbefreiung für die der Auslagerung 
vorangegangene Lieferung, den der Auslage- 
rung vorangegangenen innergemeinschaftli- 
chen Erwerb oder die der Auslagerung vor- 
angegangene Einfuhr; dies gilt nicht, wenn 
der Gegenstand im Zusammenhang mit der 
Auslagerung in ein anderes Umsatzsteuerla- 
ger im Inland eingelagert wird. Eine Ausla- 
gerung ist die endgültige Herausnahme eines 
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Gegenstandes aus einem Umsatzsteuerlager. 

Der endgültigen Herausnahme steht gleich 
der sonstige Wegfall der Voraussetzungen 
für die Steuerbefreiung sowie die Erbringung 
einer nicht nach Buchstabe b begünstigten 
Leistung an den eingelagerten Gegenstän- 
den; 

b) die Leistungen, die mit der Lagerung, der Er- 
haltung, der Verbesserung der Aufmachung 
und Handelsgüte oder der Vorbereitung des 
Vertriebs oder Weiterverkaufs der eingela- 
gerten Gegenstände unmittelbar Zusammen- 
hängen. Dies gilt nicht, wenn durch die Leis- 
tungen die Gegenstände so aufbereitet 
werden, dass sie zur Lieferung auf der Ein- 
zelhandelsstufe geeignet sind. 

Die Steuerbefreiung gilt nicht für Leistungen an 
Unternehmer, die diese zur Ausfühlung von 
Umsätzen verwenden, für die die Steuer nach 
den Durchschnittssätzen des § 24 festgesetzt ist. 

Die Voraussetzungen der Steuerbefreiung müs- 
sen vom Unternehmer eindeutig und leicht 
nachprüfbar nachgewiesen sein. Umsatzsteuer- 
lager kann jedes Grundstück oder Grundstücks- 
teil im Inland sein, das zur Lagemng der in An- 
lage 1 genannten Gegenstände dienen soll und 
von einem Lagerhalter betrieben wird. Es kann 
mehrere Lagerorte umfassen. Das Umsatzsteu- 
erlager bedarf der Bewilligung des für den La- 
gerhalter zuständigen Finanzamtes. Der Antrag 
ist schriftlich zu stellen. Die Bewilligung ist zu 
erteilen, wenn ein wirtschaftliches Bedürfnis für 
den Betrieb des Umsatzsteuerlagers besteht und 
der Lagerhalter die Gewähr für dessen ord- 
nungsgemäße Verwaltung bietet; 

4b. die einer Einfuhr vorangehende Lieferung von 
Gegenständen, wenn der Abnehmer oder dessen 
Beauftragter den Gegenstand der Lieferung ein- 
führt. Dies gilt entsprechend für Lieferungen, 
die den in Satz 1 genannten Lieferungen voraus- 
gegangen sind. Die Voraussetzungen der Steuer- 
befreiung müssen vom Unternehmer eindeutig 
und leicht nachprüfbar nachgewiesen sein;“. 

b) In Nummer 5 Satz 1 Buchstabe a wird die Angabe 

„4“ durch die Angabe „4b“ ersetzt. 

c) Nummer 14 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 wird die Angabe „im Sinne des § 18 
Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes“ ge- 
strichen. 

bb) ln Satz 4 Buchstabe b wird die Angabe 
„9021.19“ durch die Angabe „9021 10“ ersetzt. 

d) Nummer 16 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort „Befunderhebung“ werden ein 
Komma und die Wörter „Einrichtungen zur Ge- 
burtshilfe“ eingefügt. 
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bb) ln Buchstabe b werden nach dem Wort „erfüllt“ 
die Wörter „oder bei von Hebammen oder Ent- 
bindungspflegem geleiteten Einrichtungen zur 
Geburtshilfe im vorangegangenen Kalenderjahr 
die Kosten der stationären Aufnahme (Sozial- 
pflege) in mindestens 40 vom Hundert der jährli- 
chen Pflegetage von den gesetzlichen Trägern der 
Sozialversicherung oder Sozialhilfe ganz oder 
zum überwiegenden Teil getragen“ eingefügt. 

e) Nummer 19 Buchstabe a Satz 4 wird wie folgt ge- 
fasst: 

„Die Steuerfreiheit gilt nicht für die Lieferungen von 
Mineralölen und Branntweinen, wenn der Blinde für 
diese Erzeugnisse Mineralölsteuer oder Branntwein- 
abgaben zu entrichten hat, und für Lieferungen im 
Sinne der Nummer 4a Satz 1 Buchstabe a Satz 2,“. 

f) N umrner 21a wird aufgehoben. 

5. § 4a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 5. unverändert 

„2. Die auf die Lieferung des Gegenstandes entfallende 
Steuer muss in einer nach § 14 ausgestellten Rech- 
nung gesondert ausgewiesen und mit dem Kaufpreis 
bezahlt worden sein.“ 

6. § 4b Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 6. unverändert 

„2. der in § 4 Nr. 4 bis 4b und 8 Buchstabe b und i so- 
wie der in § 8 Abs. 2 Nr. 1 und 2 bezeichneten Ge- 
genstände unter den in diesen Vorschriften bezeich- 
neten Voraussetzungen,“. 

7. In § 5 Abs. 1 wird nach Nummer 3 der Punkt durch 7. unverändert 

ein Semikolon ersetzt und werden folgende Nummern 4 

und 5 angefügt: 

„4. der in der Anlage 1 bezeichneten Gegenstände, die 
im Anschluss an die Einfuhr zur Ausführung von 
steuerfreien Umsätzen nach § 4 Nr. 4a Satz 1 Buch- 
stabe a Satz 1 verwendet werden sollen; der Schuld- 
ner der Einführumsatzsteuer hat die Voraussetzun- 
gen der Steuerbefreiung nachzuweisen; 

5. der in der Anlage 1 bezeichneten Gegenstände, 
wenn die Einfuhr im Zusammenhang mit einer Lie- 
ferung steht, die zu einer Auslagerung im Sinne des 
§ 4 Nr. 4a Satz 1 Buchstabe a Satz 2 führt und der 
Lieferer oder sein Beauftragter Schuldner der Ein- 
fuhrumsatzsteuer ist; der Schuldner der Einfuhrum- 
satzsteuer hat die Voraussetzungen der Steuerbefrei- 
ung nachzuweisen.“ 

8. § 10 wird wie folgt geändert: 8. unverändert 

a) Nach Absatz 1 Satz 4 wird folgender Satz eingefügt: 

„Bei Lieferungen und dem innergemeinschaftlichen 
Erwerb im Sinne des § 4 Nr. 4a Satz 1 Buchstabe a 
Satz 2 sind die Kosten für die Leistungen im Sinne 
des § 4 Nr. 4a Satz 1 Buchstabe b und die vom Aus- 
lagerer geschuldeten oder entrichteten Verbrauch- 
steuern in die Bemessungsgrundlage einzubezie- 
hen.“ 

b) In Absatz 4 Satz 1 Nr. 2 und 3 wird jeweils die An- 
gabe „Satz 1“ gestrichen. 
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9. § 11 Abs. 3 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. die im Ausland für den eingeführten Gegenstand 
geschuldeten Beträge an Einfuhrabgaben, Steuern 
und sonstigen Abgaben;“. 

10. § 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) ln den Nummern 1 und 2 wird die Angabe „Anlage“ 
jeweils durch die Angabe „Anlage 2“ ersetzt. 

b) In Nummer 7 Buchstabe b werden nach dem Wort 
„Öffentlichkeit“ die Wörter „oder nach § 14 Abs. 2 
Nr. 1 bis 5 des Jugendschutzgesetzes vom 23. Juli 
2002 (BGBl. I S. 2730, 2003 1 S. 476) in der jeweils 
geltenden Fassung“ eingefugt. 

11. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 3 und 4 werden wie folgt gefasst: 

„3. im Fall des § 14c Abs. 1 in dem Zeitpunkt, in 
dem die Steuer für die Lieferung oder sonstige 
Leistung nach Nummer 1 Buchstabe a oder 
Buchstabe b entsteht; 

4. im Fall des § 14c Abs. 2 im Zeitpunkt der Aus- 
gabe der Rechnung;“. 

b) Nach Nummer 8 wird der Punkt durch ein Semiko- 
lon ersetzt und folgende Nummer 9 angefügt: 

„9. im Fall des § 4 Nr. 4a Satz 1 Buchstabe a Satz 2 
mit Ablauf des Vöranmeldungszeitraums, in 
dem der Gegenstand aus einem Umsatzsteuerla- 
ger ausgelagert wird.“ 

12. § 13a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und des § 14c Abs. 1 der 
Unternehmer;“. 

b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. des § 14c Abs. 2 der Aussteller der Rechnung;“. 

c) Nach Nummer 5 werden der Punkt durch ein Semi- 
kolon ersetzt und folgende Nummer 6 angefügt: 

„6. des § 4 Nr. 4a Satz 1 Buchstabe a Satz 2 der 
Unternehmer, dem die Auslagerung zuzurech- 
nen ist (Auslagerer); daneben auch der Lager- 
halter als Gesamtschuldner, wenn er entgegen 
§ 22 Abs. 4c Satz 2 die inländische Umsatz- 
steuer-Identifikationsnummer des Auslagerers 
oder dessen Fiskalvertreters nicht oder nicht zu- 
treffend aufzeichnet.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
9. unverändert 


10. unverändert 


11. § 13 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Nummern 3 und 4 werden wie folgt gefasst: 

„3. im Fall des § 14c Abs. 1 in dem Zeitpunkt, in 
dem die Steuer für die Lieferung oder sonstige 
Leistung nach Nummer 1 Buchstabe a oder 
Buchstabe b Satz 1 entsteht, spätestens jedoch 
im Zeitpunkt der Ausgabe der Rechnung; 

4. im Fall des § 14c Abs. 2 im Zeitpunkt der Aus- 
gabe der Rechnung;“. 

b) unverändert 


12. unverändert 


12a. § 13b Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwen- 
dung, wenn die Leistung des im Ausland ansässi- 
gen Unternehmers besteht 

1. in einer Personenbeförderung, die der Beförde- 
rungseinzelbesteuerung (§ 16 Abs. 5) unterlegen 
hat, 

2. in einer Personenbeförderung, die mit einer 
Kraftdroschke durchgeführt worden ist, oder 
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13. Nach § 13b werden folgende §§ 13c und 13d eingefiigt: 

„§ 13c 

Haftung bei Abtretung von Forderungen 

(1) Soweit der leistende Unternehmer den Anspruch 
auf die Gegenleistung für einen steuerpflichtigen Um- 
satz im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 an einen anderen Un- 
ternehmer abgetreten und die festgesetzte Steuer, bei 
deren Berechnung dieser Umsatz berücksichtigt wor- 
den ist, bei Fälligkeit nicht oder nicht vollständig ent- 
richtet hat, haftet der Abtretungsempfänger nach Maß- 
gabe des Absatzes 2 für die in der Forderung enthaltene 
Umsatzsteuer, soweit sie im vereinnahmten Betrag ent- 
halten ist. Ist die Vollziehung der Steuerfestsetzung in 
Bezug auf die in der abgetretenen Forderung enthaltene 
Umsatzsteuer gegenüber dem leistenden Unternehmer 
ausgesetzt, gilt die Steuer insoweit als nicht fällig. So- 
weit der Abtretungsempfänger die Forderung an einen 
Dritten abgetreten hat, gilt sie in voller Höhe als verein- 
nahmt. 

(2) Der Abtretungsempfänger ist in dem Zeitpunkt in 
Anspruch zu nehmen, in dem die festgesetzte Steuer 
fällig wird, frühestens im Zeitpunkt der Vereinnahmung 
der abgetretenen Forderung. Bei der Inanspruchnahme 
nach Satz 1 besteht abweichend von § 191 der Abga- 
benordnung kein Ermessen. Die Haftung ist der Höhe 
nach begrenzt auf die im Zeitpunkt der Fälligkeit nicht 
entrichtete Steuer. Soweit der Abtretungsempfänger auf 
die nach Absatz 1 Satz 1 festgesetzte Steuer Zahlungen 
im Sinne des § 48 der Abgabenordnung geleistet hat, 
haftet er nicht. 


§ 13d 

Haftung bei Änderung der Bemessungsgrundlage 

(1) Der leistende Unternehmer haftet in den Fällen 
einer steuerpflichtigen Lieferung eines beweglichen 
Gegenstandes an einen anderen Unternehmer auf 
Grund eines Mietvertrages oder mietähnlichen Vertra- 
ges, wenn beim Leistungsempfänger der Vörsteuerab- 
zug aus diesem Umsatz nach § 17 berichtigt und die 
hierauf festgesetzte Steuer bei Fälligkeit nicht oder 
nicht vollständig entrichtet worden ist, für diese Steuer. 
Ist die Vollziehung der Steuerfestsetzung in Bezug auf 
die zu berichtigende Vorsteuer gegenüber dem Leis- 
tungsempfänger ausgesetzt, gilt die Steuer insoweit als 
nicht fällig. Satz 1 gilt nur, wenn der leistende Unter- 
nehmer die Steuer für diesen Umsatz schuldet. 

(2) Der leistende Unternehmer ist in dem Zeitpunkt 
in Anspruch zu nehmen, in dem die beim Leistungs- 
empfänger festgesetzte Steuer fällig wird. Bei der In- 
anspruchnahme nach Satz 1 besteht abweichend von 
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3. in einer grenzüberschreitenden Personenbeför- 
derung im Luftverkehr.“ 

13. Nach § 13b werden folgende §§ 13c und 13d eingefügt: 

„§ 13c 

Haftung bei Abtretung, 

Verpfändung oder Pfändung von Forderungen 
(1) unverändert 


(2) Der Abtretungsempfänger ist ab dem Zeitpunkt 
in Anspruch zu nehmen, in dem die festgesetzte Steuer 
fällig wird, frühestens ab dem Zeitpunkt der Verein- 
nahmung der abgetretenen Forderung. Bei der Inan- 
spruchnahme nach Satz 1 besteht abweichend von 
§191 der Abgabenordnung kein Ermessen. Die Haf- 
tung ist der Höhe nach begrenzt auf die im Zeitpunkt 
der Fälligkeit nicht entrichtete Steuer. Soweit der Ab- 
tretungsempfänger auf die nach Absatz 1 Satz 1 festge- 
setzte Steuer Zahlungen im Sinne des § 48 der Abga- 
benordnung geleistet hat, haftet er nicht. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten bei der Verpfän- 
dung oder der Pfändung von Forderungen entspre- 
chend. An die Stelle des Abtretungsempfängers tritt 
im Fall der Verpfändung der Pfandgläubiger und 
im Fall der Pfändung der Vollstreckungsgläubiger. 

§ 13d 

Haftung bei Änderung der Bemessungsgrundlage 

(1) unverändert 


(2) Der leistende Unternehmer ist frühestens ab dem 
Zeitpunkt in Anspruch zu nehmen, in dem die beim 
Leistungsempfänger festgesetzte Steuer nach Absatz 1 
im Fälligkeitszeitpunkt nicht oder nicht vollständig 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-31 - 


Drucksache 15/1928 


Entwurf 

§ 191 der Abgabenordnung kein Ermessen. Die Haf- 
tung ist der Höhe nach begrenzt auf die im Zeitpunkt 
der Fälligkeit nicht entrichtete Steuer. Soweit der leis- 
tende Unternehmer auf die beim Leistungsempfänger 
festgesetzte Steuer Zahlungen im Sinne des § 48 der 
Abgabenordnung geleistet hat, haftet er nicht.“ 

14. § 14 wird wie folgt gefasst: 

„§ 14 

Ausstellung von Rechnungen 

(1) Rechnung ist jedes Dokument, mit dem über eine 
Lieferung oder sonstige Leistung abgerechnet wird, 
gleichgültig, wie dieses Dokument im Geschäftsver- 
kehr bezeichnet wird. Rechnungen sind auf Papier oder 
vorbehaltlich der Zustimmung des Empfängers auf 
elektronischem Weg zu übermitteln. 

(2) Führt der Unternehmer eine Lieferung oder eine 
sonstige Leistung nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 aus, ist er be- 
rechtigt, eine Rechnung auszustellen. Soweit er den 
Umsatz an einen anderen Unternehmer für dessen Un- 
ternehmen oder an eine juristische Person, soweit sie 
nicht Unternehmer ist, ausführt, ist er verpflichtet, eine 
Rechnung auszustellen. Unbeschadet der Verpflich- 
tung nach Satz 2 kann eine Rechnung von einem dort 
bezeichneten Leistungsempfänger für Lieferungen oder 
sonstige Leistungen des Unternehmers ausgestellt wer- 
den, sofern dies vorher vereinbart wurde (Gutschrift). 
Die Gutschrift verliert die Wirkung einer Rechnung, so- 
bald der Empfänger der Gutschrift dem ihm übermittel- 
ten Dokument widerspricht. Eine Rechnung kann im 
Namen und für Rechnung des Unternehmers oder eines 
in Satz 2 bezeichneten Leistungsempfängers von einem 
Dritten ausgestellt werden. 

(3) Bei einer auf elektronischem Weg übermittelten 
Rechnung müssen die Echtheit der Herkunft und die 
Unversehrtheit des Inhalts gewährleistet sein durch 

1. eine qualifizierte elektronische Signatur oder eine 
qualifizierte elektronische Signatur mit Anbieter- Ak- 
kreditierung nach dem Signaturgesetz vom 16. Mai 
2001 (BGBl. 1 S. 876), das durch Artikel 2 des Ge- 
setzes vom 16. Mai 2001 (BGBl. I S. 876) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, oder 

2. elektronischen Datenaustausch (EDI) nach Artikel 2 
der Empfehlung 94/820/EG der Kommission vom 
19. Oktober 1994 über die rechtlichen Aspekte des 
elektronischen Datenaustausches (ABI. EG Nr. L 
338 S. 98), wenn in der Vereinbarung über diesen 
Datenaustausch der Einsatz von Verfahren vorgese- 
hen ist, die die Echtheit der Herkunft und die Unver- 
sehrtheit der Daten gewährleisten, und zusätzlich 
eine zusammenfassende Rechnung auf Papier oder 
unter den Voraussetzungen der Nummer 1 auf elek- 
tronischem Weg übermittelt wird. 

(4) Eine Rechnung muss folgende Angaben enthal- 
ten: 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

entrichtet worden ist. Bei der Inanspruchnahme nach 
Satz 1 besteht abweichend von § 191 der Abgabenord- 
nung kein Ermessen. Die Haftung ist der Höhe nach be- 
grenzt auf die im Zeitpunkt der Fälligkeit nicht entrich- 
tete Steuer. Hat der leistende Unternehmer auf die beim 
Leistungsempfänger festgesetzte Steuer Zahlungen im 
Sinne des § 48 der Abgabenordnung geleistet, haftet er 
nicht.“ 

14. § 14 wird wie folgt gefasst: 

„§ 14 

Ausstellung von Rechnungen 
(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Eine Rechnung muss folgende Angaben enthal- 
ten: 
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1. den vollständigen Namen und die vollständige An- 
schrift des leistenden Unternehmers und des Leis- 
tungsempfängers, 

2. die dem leistenden Unternehmer vom Finanzamt er- 
teilte Steuernummer, 


3. das Ausstellungsdatum, 

4. eine fortlaufende Nummer mit einer oder mehreren 
Zahlenreihen, die zur Identifizierung der Rechnung 
vom Rechnungsaussteller einmalig vergeben wird 
(Rechnungsnummer), 

5. die Menge und die Art (handelsübliche Bezeich- 
nung) der gelieferten Gegenstände oder den Umfang 
und die Art der sonstigen Leistung, 

6. den Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leis- 
tung oder der Vereinnahmung des Entgelts oder 
eines Teils des Entgelts in den Fällen des Absatzes 5 
Satz 1, sofern dieser Zeitpunkt feststeht und nicht 
mit dem Ausstellungsdatum der Rechnung identisch 
ist, 

7. das nach Steuersätzen und einzelnen Steuerbefrei- 
ungen aufgeschlüsselte Entgelt für die Lieferung 
oder sonstige Leistung (§ 10) sowie jede im Voraus 
vereinbarte Minderung des Entgelts, sofern sie nicht 
bereits im Entgelt berücksichtigt ist und 

8. den anzuwendenden Steuersatz sowie den auf das 
Entgelt entfallenden Steuerbetrag oder im Fall einer 
Steuerbefreiung einen Hinweis darauf, dass für die 
Lieferung oder sonstige Leistung eine Steuerbefrei- 
ung gilt. 

In den Fällen des § 10 Abs. 5 sind die Nummern 7 und 8 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Bemessungs- 
grundlage für die Leistung (§10 Abs. 4) und der darauf 
entfallende Steuerbetrag anzugeben sind. Unternehmer, 
die § 24 Abs. 1 bis 3 anwenden, sind jedoch auch in 
diesen Fällen nur zur Angabe des Entgelts und des dar- 
auf entfallenden Steuerbetrags berechtigt. 

(5) Vereinnahmt der Unternehmer das Entgelt oder 
einen Teil des Entgelts für eine noch nicht ausgeführte 
Lieferung oder sonstige Leistung, gelten die Absätze 1 
bis 4 sinngemäß. Wird eine Endrechnung erteilt, sind in 
ihr die vor Ausführung der Lieferung oder sonstigen 
Leistung vereinnahmten Teilentgelte und die auf sie 
entfallenden Steuerbeträge abzusetzen, wenn über die 
Teilentgelte Rechnungen im Sinne der Absätze 1 bis 4 
ausgestellt worden sind. 

(6) Das Bundesministerium der Finanzen kann mit 
Zustimmung des Bundesrates zur Vereinfachung des 
Besteuerungsverfahrens durch Rechtsverordnung be- 
stimmen, in welchen Fällen und unter welchen Voraus- 
setzungen 

1 . Dokumente als Rechnungen anerkannt werden kön- 
nen, 

2. die nach Absatz 4 erforderlichen Angaben in mehre- 
ren Dokumenten enthalten sein können, 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1 . den vollständigen Namen und die vollständige An- 
schrift des leistenden Unternehmers und des Leis- 
tungsempfängers, 

2. die dem leistenden Unternehmer vom Finanzamt er- 
teilte Steuemunnner oder die ihm vom Bundesamt 
für Finanzen erteilte Umsatzsteuer-Identifikati- 
onsnummer, 

3. das Ausstellungsdatum, 

4. eine fortlaufende Nummer mit einer oder mehreren 
Zahlenreihen, die zur Identifizierung der Rechnung 
vom Rechnungsaussteller einmalig vergeben wird 
(Rechnungsnummer), 

5. die Menge und die Art (handelsübliche Bezeich- 
nung) der gelieferten Gegenstände oder den Umfang 
und die Art der sonstigen Leistung, 

6. den Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leis- 
tung oder der Vereinnahmung des Entgelts oder 
eines Teils des Entgelts in den Fällen des Absatzes 5 
Satz 1, sofern dieser Zeitpunkt feststeht und nicht 
mit dem Ausstellungsdatum der Rechnung identisch 
ist, 

7. das nach Steuersätzen und einzelnen Steuerbefrei- 
ungen aufgeschlüsselte Entgelt für die Lieferung 
oder sonstige Leistung (§10) sowie jede im Voraus 
vereinbarte Minderung des Entgelts, sofern sie nicht 
bereits im Entgelt berücksichtigt ist und 

8. den anzuwendenden Steuersatz sowie den auf das 
Entgelt entfallenden Steuerbetrag oder im Fall einer 
Steuerbefreiung einen Hinweis darauf, dass für die 
Lieferung oder sonstige Leistung eine Steuerbefrei- 
ung gilt. 

ln den Fällen des § 10 Abs. 5 sind die Nummern 7 und 8 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Bemessungs- 
grundlage für die Leistung (§ 10 Abs. 4) und der darauf 
entfallende Steuerbetrag anzugeben sind. Unternehmer, 
die § 24 Abs. 1 bis 3 anwenden, sind jedoch auch in 
diesen Fällen nur zur Angabe des Entgelts und des dar- 
auf entfallenden Steuerbetrags berechtigt. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 
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3. Rechnungen bestimmte Angaben nach Absatz 4 
nicht enthalten müssen, 

4. eine Verpflichtung des Unternehmers zur Ausstel- 
lung von Rechnungen mit gesondertem Steueraus- 
weis (Absatz 4) entfällt oder 

5. Rechnungen berichtigt werden können.“ 

15. § 14a wird wie folgt gefasst: 15. unverändert 

„§ 14a 

Zusätzliche Pflichten bei der 

Ausstellung von Rechnungen in besonderen Fällen 

(1) Führt der Unternehmer eine sonstige Leistung im 
Sinne des § 3a Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe c Satz 2 und Nr. 4 
Satz 2 oder des § 3b Abs. 3 Satz 2, Abs. 4, 5 Satz 2 und 
Abs. 6 Satz 2 im Inland aus, ist er zur Ausstellung einer 
Rechnung verpflichtet, in der auch die Umsatzsteuer- 
Identifikationsnummer des Unternehmers und die des 
Leistungsempfängers anzugeben sind. 

(2) Führt der Unternehmer eine Lieferung im Sinne 
des § 3c im Inland aus, ist er zur Ausstellung einer 
Rechnung verpflichtet. 

(3) Führt der Unternehmer eine innergemeinschaftli- 
che Lieferung aus, ist er zur Ausstellung einer Rech- 
nung verpflichtet. Darin sind auch die Umsatzsteuer- 
Identifikationsnummer des Unternehmers und die des 
Leistungsempfängers anzugeben. Satz 1 gilt auch für 
Fahrzeuglieferer (§ 2a). Satz 2 gilt nicht in den Fällen 
der §§ lb und 2a. 

(4) Eine Rechnung über die innergemeinschaftliche 
Lieferung eines neuen Fahrzeugs muss auch die in § lb 
Abs. 2 und 3 bezeichneten Merkmale enthalten. Das 
gilt auch in den Fällen des § 2a. 

(5) Führt der Unternehmer eine Leistung im Sinne 
des § 13b Abs. 1 aus, für die der Leistungsempfänger 
nach § 13b Abs. 2 die Steuer schuldet, ist er zur Aus- 
stellung einer Rechnung verpflichtet. In der Rechnung 
ist auch auf die Steuerschuldnerschaft des Leistungs- 
empfängers hinzuweisen. Die Vorschrift über den ge- 
sonderten Steuerausweis in einer Rechnung (§14 
Abs. 4 Satz 1 Nr. 8) findet keine Anwendung. 

(6) In den Fällen der Besteuerung von Reiseleistun- 
gen (§ 25) und der Differenzbesteuerung (§ 25a) ist in 
der Rechnung auch auf die Anwendung dieser Sonder- 
regelungen hinzuweisen. In den Fällen des § 25 Abs. 3 
und des § 25a Abs. 3 und 4 findet die Vorschrift über 
den gesonderten Steuerausweis in einer Rechnung 
(§ 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8) keine Anwendung. 

(7) Wird in einer Rechnung über eine Lieferung im 
Sinne des § 25b Abs. 2 abgerechnet, ist auch auf das 
Vorliegen eines innergemeinschaftlichen Dreiecksge- 
schäfts und die Steuerschuldnerschaft des letzten Ab- 
nehmers hinzuweisen. Dabei sind die Umsatzsteuer- 
Identifikationsnummer des Unternehmers und die des 
Leistungsempfängers anzugeben. Die Vorschrift über 
den gesonderten Steuerausweis in einer Rechnung 
(§ 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8) findet keine Anwendung.“ 
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16. Nach § 14a wird folgender § 14b eingefügt: 16. unverändert 

„§ 14b 

Aufbewahrung von Rechnungen 

(1) Der Unternehmer hat ein Doppel der Rechnung, 
die er selbst oder ein Dritter in seinem Namen und für 
seine Rechnung ausgestellt hat, sowie alle Rechnungen, 
die er erhalten oder die ein Leistungsempfänger oder in 
dessen Namen und für dessen Rechnung ein Dritter 
ausgestellt hat, zehn Jahre aufzubewahren. Die Rech- 
nungen müssen für den gesamten Zeitraum lesbar sein. 

Die Aulbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des 
Kalenderjahres, in dem die Rechnung ausgestellt wor- 
den ist; § 147 Abs. 3 der Abgabenordnung bleibt unbe- 
rührt. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch: 

1 . für F ahrzeuglieferer ( § 2 a) ; 

2. in den Fällen, in denen der letzte Abnehmer die 
Steuer nach § 13a Abs. 1 Nr. 5 schuldet, für den 
letzten Abnehmer; 

3. in den Fällen, in denen der Leistungsempfänger die 
Steuer nach § 13b Abs. 2 schuldet, für den Leis- 
tungsempfänger. 

(2) Der im Inland oder in einem der in § 1 Abs. 3 be- 
zeichneten Gebiete ansässige Unternehmer hat alle 
Rechnungen im Inland oder in einem der in § 1 Abs. 3 
bezeichneten Gebiete aufzubewahren. Handelt es sich 
um eine elektronische Aufbewahrung, die eine voll- 
ständige Femabfrage (Online-Zugriff) der betreffenden 
Daten und deren Herunterladen und Verwendung ge- 
währleistet, darf der Unternehmer die Rechnungen 
auch im übrigen Gemeinschaftsgebiet, in einem der in 
§ 1 Abs. 3 bezeichneten Gebiete, im Gebiet von Büsin- 
gen oder auf der Insel Helgoland aufbewahren. Der Un- 
ternehmer hat dem Finanzamt den Aufbewahrungsort 
mitzuteilen, wenn er die Rechnungen nicht im Inland 
oder in einem der in § 1 Abs. 3 bezeichneten Gebiete 
aufbewahrt. Der nicht im Inland oder in einem der in 
§ 1 Abs. 3 bezeichneten Gebiete ansässige Unterneh- 
mer hat den Aufbewahrungsort der nach Absatz 1 auf- 
zubewahrenden Rechnungen im Gemeinschaftsgebiet, 
in den in § 1 Abs. 3 bezeichneten Gebieten, im Gebiet 
von Biisingen oder auf der Insel Helgoland zu bestim- 
men. In diesem Fall ist er verpflichtet, dem Finanzamt 
auf dessen Verlangen alle aufzubewahrenden Rechnun- 
gen und Daten oder die an deren Stelle tretenden Bild- 
und Datenträger unverzüglich zur Verfügung zu stellen. 

Kommt er dieser Verpflichtung nicht oder nicht recht- 
zeitig nach, kann das Finanzamt verlangen, dass er die 
Rechnungen im Inland oder in einem der in § 1 Abs. 3 
bezeichneten Gebiete aufbewahrt. 

(3) Ein im Inland oder in einem der in § 1 Abs. 3 be- 
zeichneten Gebiete ansässiger Unternehmer ist ein Un- 
ternehmer, der in einem dieser Gebiete einen Wohnsitz, 
seinen Sitz, seine Geschäftsleitung oder eine Zweignie- 
derlassung hat. 

(4) Bewahrt ein Unternehmer die Rechnungen im üb- 
rigen Gemeinschaftsgebiet elektronisch auf, können die 
zuständigen Finanzbehörden die Rechnungen für Zw e- 
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cke der Umsatzsteuerkontrolle über Online-Zugriff ein- 
sehen, herunterladen und verwenden. Es muss sicherge- 
stellt sein, dass die zuständigen Finanzbehörden die 
Rechnungen unverzüglich über Online-Zugriff einse- 
hen, herunterladen und verwenden können.“ 

17. Nach § 14b wird folgender § 14c eingefügt: 

,,§ 14c 

Unrichtiger oder 
unberechtigter Steuerausweis 

(1) Hat der Unternehmer in einer Rechnung für eine 
Lieferung oder sonstige Leistung einen höheren Steuer- 
betrag, als er nach diesem Gesetz für den Umsatz schul- 
det, gesondert ausgewiesen (unrichtiger Steueraus- 
weis), schuldet er auch den Mehrbetrag. Berichtigt er 
den Steuerbetrag gegenüber dem Leistungsempfänger, 
ist § 17 Abs. 1 entsprechend anzuwenden. In den Fällen 
der Rückgängigmachung des Verzichts auf die Steuer- 
befreiung nach § 9 gilt Abs. 2 Satz 3 bis 5 entspre- 
chend. 

(2) Wer in einer Rechnung einen Steuerbetrag geson- 
dert ausweist, obwohl er zum gesonderten Ausweis der 
Steuer nicht berechtigt ist (unberechtigter Steueraus- 
weis), schuldet den ausgewiesenen Betrag. Das Gleiche 
gilt, wenn jemand wie ein leistender Unternehmer ab- 
rechnet und einen Steuerbetrag gesondert ausweist, ob- 
wohl er nicht Unternehmer ist oder eine Lieferung oder 
sonstige Leistung nicht ausführt. Der nach den Sätzen 1 
und 2 geschuldete Steuerbetrag kann berichtigt werden, 
soweit die Gefährdung des Steueraufkommens beseitigt 
worden ist. Die Gefährdung des Steueraufkommens ist 
beseitigt, wenn ein Vorsteuerabzug beim Empfänger 
der Rechnung nicht durchgeführt oder die gehend ge- 
machte Vörsteuer an die Finanzbehörde zuriickgezahlt 
worden ist. Die Berichtigung des geschuldeten Steuer- 
betrages ist beim Finanzamt gesondert schriftlich zu 
beantragen und nach dessen Zustimmung in entspre- 
chender Anwendung des § 17 Abs. 1 für den Besteue- 
rungszeitraum vorzunehmen, in dem die Voraussetzun- 
gen des Satzes 4 eingetreten sind.“ 

18. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 1 und 2 werden wie folgt ge- 
fasst: 

„1 . die gesetzlich geschuldete Steuer für Liefe- 
rungen und sonstige Leistungen, die von 
einem anderen Unternehmer für sein Un- 
ternehmen ausgeführt worden sind. Die 
Ausübung des Vorsteuerabzugs setzt vor- 
aus, dass der Unternehmer eine nach den 
§§14, 14a ausgestellte Rechnung besitzt 
und die Rechnungsangaben vollständig 
und richtig sind. Soweit der gesondert aus- 
gewiesene Steuerbetrag auf eine Zahlung 
vor Ausführung dieser Umsätze entfällt, ist 
er bereits abziehbar, wenn die Rechnung 
vorliegt und die Zahlung geleistet worden 
ist; 
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17. Nach § 14b wird folgender § 14c eingefügt: 

,,§ 14c 

Unrichtiger oder 
unberechtigter Steuerausweis 

(1) Hat der Unternehmer in einer Rechnung für eine 
Lieferung oder sonstige Leistung einen höheren Steuer- 
betrag, als er nach diesem Gesetz für den Umsatz schul- 
det, gesondert ausgewiesen (unrichtiger Steueraus- 
weis), schuldet er auch den Mehrbetrag. Berichtigt er 
den Steuerbetrag gegenüber dem Leistungsempfänger, 
ist § 17 Abs. 1 entsprechend anzuwenden, ln den Fällen 
des § 1 Abs. la und in den Fällen der Rückgängigma- 
chung des Verzichts auf die Steuerbefreiung nach § 9 
gilt Abs. 2 Satz 3 bis 5 entsprechend. 

(2) unverändert 


18. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 1 und 2 werden wie folgt ge- 
fasst: 

„1. die gesetzlich geschuldete Steuer für Liefe- 
rungen und sonstige Leistungen, die von 
einem anderen Unternehmer für sein Un- 
ternehmen ausgeführt worden sind. Die 
Ausübung des Vorsteuerabzugs setzt vor- 
aus, dass der Unternehmer eine nach den 
§§14, 14a ausgestellte Rechnung besitzt. 
Soweit der gesondert ausgewiesene Steuer- 
betrag auf eine Zahlung vor Ausführung 
dieser Umsätze entfällt, ist er bereits ab- 
ziehbar, wenn die Rechnung vorliegt und 
die Zahlung geleistet worden ist; 
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2. die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für Ge- 
genstände, die für sein Unternehmen nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 4 eingeführt worden sind;“. 

bb) Nach Nummer 4 werden der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgende Nummer 5 an- 
gefügt: 

„5. die nach § 13a Abs. 1 Nr. 6 geschuldete 
Steuer für Umsätze, die für sein Unterneh- 
men ausgeführt worden sind.“ 

b) Absatz la wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird nach dem Wort „gilt“ und 
dem anschließenden Komma das Wort „oder“ 
eingefügt. 

bb) Nummer 2 wird aufgehoben. 

c) Absatz lb wird aufgehoben. 

d) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Eine Ermittlung des nicht abziehbaren Teils der 
Vorsteuerbeträge nach dem Verhältnis der Umsätze, 
die den Vorsteuerabzug ausschließen, zu den Um- 
sätzen, die zum Vorsteuerabzug berechtigen, ist nur 
zulässig, wenn keine andere wirtschaftliche Zurech- 
nung möglich ist.“ 

e) Absatz 5 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. unter welchen Voraussetzungen, für welchen 
Besteuerungszeitraum und in welchem Umfang 
zur Vereinfachung oder zur Vermeidung von 
Härten in den Fällen, in denen ein anderer als 
der Leistungsempfänger ein Entgelt gewährt 
(§10 Abs. 1 Satz 3), der andere den Vorsteuer- 
abzug in Anspruch nehmen kann, und“. 

19. § 15a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf Vorsteuerbe- 
träge, die auf nachträgliche Anschafftmgs- oder 
Herstellungskosten entfallen, sinngemäß anzuwen- 
den.“ 

b) Absatz 4 Satz 2 wird aufgehoben. 

20. In § 16 Abs. 1 Satz 4 wird die Angabe „§ 14 Abs. 2 
und 3“ durch die Angabe „§ 14c“ ersetzt. 

21. § 18 wird wie folgt geändert: 


2. die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für Ge- 
genstände, die für sein Unternehmen nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 4 eingeführt worden sind;“. 

bb) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 

d) unverändert 


e) unverändert 


19. unverändert 


20. unverändert 

21 . § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Unternehmer hat bis zum 10. Tag nach Ab- 
lauf jedes Voranmeldungszeitraums eine Voran- 
meldung nach amtlich vorgeschriebenem Vor- 
druck auf elektronischem Weg nach Maßgabe 
der Steuerdaten-Übermittlungsverordnung zu 
übermitteln, in der er die Steuer für den Voran- 
meldungszeitraum (Vorauszahlung) selbst zu be- 
rechnen hat; auf Antrag kann das Finanzamt zur 
Vermeidung von unbilligen Härten auf eine elek- 
tronische Übermittlung verzichten.“ 

b) unverändert 


a) Absatz 2a Satz 4 wird aufgehoben. 
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b) In Absatz 4b wird die Angabe „§ 14 Abs. 3“ durch 
die Angabe „§ 14c Abs. 2“ ersetzt. 

c) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) Zur Vereinfachung des Besteuerungsverfah- 
rens kann das Bundesministerium der Finanzen mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung bestimmen, dass und unter welchen Vorausset- 
zungen auf die Erhebung der Steuer für Lieferungen 
von Gold, Silber und Platin sowie sonstige Leistun- 
gen im Geschäft mit diesen Edelmetallen zwischen 
Unternehmern, die an einer Wertpapierbörse im In- 
land mit dem Recht zur Teilnahme am Handel zuge- 
lassen sind, verzichtet werden kann. Das gilt nicht 
für Münzen und Medaillen aus diesen Edelmetal- 
len.“ 

d) Nach Absatz 1 1 wird folgender Absatz 12 angefügt: 

„(12) Im Ausland ansässige Unternehmer (§ 13b 
Abs. 4), die grenzüberschreitende Personenbeförde- 
rungen mit nicht im Inland zugelassenen Kraftomni- 
bussen durchführen, haben dies vor der erstmaligen 
Ausführung derartiger auf das Inland entfallender 
Umsätze (§ 3b Abs. 1 Satz 2) bei dem für die Um- 
satzbesteuerung zuständigen Finanzamt anzuzeigen, 
soweit diese Umsätze nicht der Beförderungseinzel- 
besteuerung (§ 16 Abs. 5) unterliegen. Das Finanz- 
amt erteilt hierüber eine Bescheinigung. Die Be- 
scheinigung ist während jeder Fahrt mitzuführen 
und auf Verlangen den für die Steueraufsicht zustän- 
digen Zolldienststellen vorzulegen. Bei Nichtvor- 
lage der Bescheinigung können diese Zolldienststel- 
len eine Sicherheitsleistung nach den abgabenrecht- 
lichen Vorschriften in Höhe der für die einzelne Be- 
förderungsleistung voraussichtlich zu entrichtenden 
Steuer verlangen. Die entrichtete Sicherheitsleis- 
tung ist auf die nach Absatz 3 Satz 1 zu entrichtende 
Steuer anzurechnen.“ 

22. § 18a wird wie folgt geändert: 22. unverändert 

a) Absatz 1 Satz 5 wird aufgehoben. 

b) Absatz 9 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 ein- 
gefügt: 

„5. die Mitwirkungspflichten Dritter bei der 
Erhebung, Verarbeitung und Übermittlung 
der Daten;“. 

bb) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6. 

23. § 18e wird wie folgt gefasst: 23. unverändert 

„§ 18 e 

Bestätigungsverfahren 

Das Bundesamt für Finanzen bestätigt auf Anfrage 

1 . dem Unternehmer im Sinne des § 2 die Gültigkeit 
einer Umsatzsteuer-Identifikationsnummer sowie 
den Namen und die Anschrift der Person, der die 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer von einem an- 
deren Mitgliedstaat erteilt wurde; 


Beschlüsse des 7 

c) unverändert 

d) unverändert 


e) unverändert 


. Ausschusses 
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2. dem Lagerhalter im Sinne des § 4 Nr. 4a die Gültig- 
keit der inländischen Umsatzsteuer-Identifikations- 
nummer sowie den Namen und die Anschrift des 
Auslagerers oder dessen Fiskalvertreters.“ 

24. § 19 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 gilt nicht für die nach § 13a Abs. 1 Nr. 6, 
§ 13b Abs. 2, § 14c Abs. 2 und § 25b Abs. 2 ge- 
schuldete Steuer.“ 

b) ln Satz 4 wird die Angabe „(§ 14 Abs. 1)“ durch die 
Angabe „(§ 14 Abs. 4)“ und die Angabe „(§ 14a 
Abs. 2)“ durch die Angabe „(§ 14a Abs. 1, 3 und 
7)“ ersetzt. 

25. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2a wird wie folgt gefasst: 

„(2a) Abfertigungsplätze im Ausland, auf denen 
dazu befugte deutsche Zollbedienstete Amtshand- 
lungen nach Absatz 2 vornehmen, gehören insoweit 
zum Inland. Das Gleiche gilt für ihre Verbindungs- 
wege mit dem Inland, soweit auf ihnen einzufüh- 
rende Gegenstände befördert werden.“ 

b) In Absatz 3 wird die Verweisung „§ 15 Abs. 1 
Nr. 2“ durch die Verweisung „§ 15 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2“ ersetzt. 

c) Absatz 4 Satz 5 wird wie folgt gefasst: 

„Die Sätze 1 bis 4 gehen nicht, wenn derjenige, der 
den Zoll oder die Verbrauchsteuer zu entrichten hat, 
hinsichtlich des eingeführten Gegenstandes nach 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 zum Vorsteuerabzug be- 
rechtigt ist.“ 

26. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Verweisung „§ 14 
Abs. 3“ durch die Verweisung „§ 14c Abs. 2“ er- 
setzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 Satz 1 wird die Angabe „Satz 1 
und “ gestrichen. 

bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. die wegen unrichtigen Steuerausweises 
nach § 14c Abs. 1 und wegen unberechtig- 
ten Steuerausweises nach § 14c Abs. 2 ge- 
schuldeten Steuerbeträge;“. 

cc) Nach Nummer 8 wird der Punkt durch ein Se- 
mikolon ersetzt und folgende Nummer 9 ange- 
fügt: 

„9. die Bemessungsgrundlage für Umsätze im 
Sinne des § 4 Nr. 4a Satz 1 Buchstabe a 
Satz 2 sowie die hierauf entfallenden Steu- 
erbeträge.“ 

c) Nach Absatz 4b wird folgender Absatz 4c eingefügt: 

„(4c) Der Lagerhalter, der ein Umsatzsteuerlager 
im Sinne des § 4 Nr. 4a betreibt, hat Bestandsauf- 
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24. unverändert 


25. unverändert 


26. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 Satz 1 wird die Angabe „Satz 1“ 
gestrichen. 

bb) unverändert 


cc) unverändert 


c) unverändert 
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Zeichnungen über die eingelagerten Gegenstände 
und Aufzeichnungen über Leistungen im Sinne des 
§ 4 Nr. 4a Satz 1 Buchstabe b Satz 1 zu führen. Bei 
der Auslagerung eines Gegenstandes aus dem Um- 
satzsteuerlager muss der Lagerhalter Name, An- 
schrift und die inländische Umsatzsteuer-Identifika- 
tionsnummer des Auslagerers oder dessen Fiskalver- 
treters aufzeichnen.“ 

27. In § 24 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „Anlage“ 
jeweils durch die Angabe „Anlage 2“ ersetzt. 

28. § 25a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 wird jeweils die Angabe 
„Anlage zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2“ durch die An- 
gabe „Anlage 2“ ersetzt. 

b) Absatz 6 Satz 1 wird aufgehoben. 

29. In § 25b Abs. 2 Nr. 3 wird die Verweisung „§ 14a 
Abs. la und 2“ durch die Veiweisung „§ 14a Abs. 7“ 
ersetzt. 

30. § 25d Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 


„Der Unternehmer haftet für die Steuer aus einem vor- 
angegangenen Umsatz, soweit diese in einer nach § 14 
ausgestellten Rechnung ausgewiesen wurde, der Aus- 
steller der Rechnung entsprechend seiner vorgefassten 
Absicht die ausgewiesene Steuer nicht entrichtet oder 
sich vorsätzlich außer Stande gesetzt hat, die ausgewie- 
sene Steuer zu entrichten und der Unternehmer bei Ab- 
schluss des Vertrages über seinen Eingangsumsatz da- 
von Kenntnis hatte.“ 


31. In § 26 Abs. 3 Satz 1 wird der Klammerzusatz „(§ 14 
Abs. 1)“ durch den Klammerzusatz „(§ 14 Abs. 4)“ er- 
setzt. 

32. § 26a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 
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27. unverändert 

28. unverändert 


29. unverändert 


30. § 25d wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Unternehmer haftet für die Steuer aus einem 
vorangegangenem Umsatz, soweit diese in einer 
nach § 14 ausgestellten Rechnung ausgewiesen 
wurde, der Aussteller der Rechnung entsprechend 
seiner vorgefassten Absicht die ausgewiesene 
Steuer nicht entrichtet oder sich vorsätzlich außer 
Stande gesetzt hat, die ausgewiesene Steuer zu ent- 
richten und der Unternehmer bei Abschluss des Ver- 
trages über seinen Eingangsumsatz davon Kenntnis 
hatte oder nach der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns hätte haben müssen.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 einge- 
fügt: 

„(2) Von der Kenntnis oder dem Kennen müs- 
sen ist insbesondere auszugehen, wenn der Un- 
ternehmer für seinen Umsatz einen Preis in 
Rechnung stellt, der zum Zeitpunkt des Umsat- 
zes unter dem marktüblichen Preis liegt. Das- 
selbe gilt, wenn der ihm in Rechnung gestellte 
Preis unter dem marktüblichen Preis oder unter 
dem Preis liegt, der seinem Lieferanten oder an- 
deren Lieferanten, die am Erwerb der Ware be- 
teiligt waren, in Rechnung gestellt wurde. Weist 
der Unternehmer nach, dass die Preisgestaltung 
betriebswirtschaftlich begründet ist, finden die 
Sätze 1 und 2 keine Anwendung.“ 

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 4 werden die neuen 
Absätze 3 bis 5. 

31. unverändert 


32. unverändert 
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„1. entgegen § 14b Abs. 1 Satz 1, auch in Verbin- 
dung mit Satz 4, ein dort bezeichnetes Doppel 


oder eine dort bezeichnete Rechnung nicht oder 
nicht mindestens zehn Jahre aufbewahrt,“. 

b) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer la einge- 
fügt: 

„la. entgegen § 18 Abs. 12 Satz 3 die dort bezeich- 
nete Bescheinigung nicht oder nicht rechtzei- 
tig vorlegt,“. 

33. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) § 14 Abs. la in der bis zum 31. Dezember 
2003 geltenden Fassung ist auf Rechnungen anzu- 
wenden, die nach dem 30. Juni 2002 ausgestellt 
werden, sofern die zugrunde liegenden Umsätze bis 
zum 3 1 . Dezember 2003 ausgeführt wurden.“ 

b) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die §§ 13b, 14 Abs. 1, § 14a Abs. 4 und 5 Satz 3 
Nr. 3, § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und Abs. 4b, § 17 
Abs. 1 Satz 1, § 18 Abs. 4a Satz 1, § 19 Abs. 1 Satz 3, 
§ 22 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Nr. 8, § 25a Abs. 5 
Satz 3 in der jeweils bis zum 31. Dezember 2003 
geltenden Fassung sind auch auf Umsätze anzuwen- 
den, die vor dem 1 . Januar 2002 ausgeführt worden 
sind, soweit das Entgelt für diese Umsätze erst nach 
dem 31. Dezember 2001 gezahlt worden ist.“ 

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) §3 Abs. 9a Satz 2, § 15 Abs. lb, § 15a Abs. 3 
Nr. 2 und § 15a Abs. 4 Satz 2 in der jeweils bis 
31. Dezember 2003 geltendenFassungsindaufFahr- 
zeuge anzuwenden, die nach dem 3 1 . März 1 999 und 
vor dem 1 . Januar 2004 angeschafft oder hergestellt, 
eingeführt, innergemeinschaftlich erworben oder ge- 
mietet worden sind und für die der Vorsteuerabzug 
nach§ 15 Abs. lb vorgenommen worden ist. Dies gilt 
nicht für nach dem 1. Januar 2004 anfallende Vor- 
steuerbeträge, die auf die Miete oder den Betrieb 
dieser Fahrzeuge entfallen.“ 

d) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) § 13c ist anzuwenden auf Forderungen, die 
nach dem . . . [Einsetzen: Tag des Gesetzesbeschlus- 
ses des Deutschen Bundestages] abgetreten worden 
sind. § 1 3d ist anzuwenden auf Mietverträge oder 
mietähnliche Verträge, die nach dem . . . [Einsetzen: 
Tag des Gesetzesbeschlusses des Deutschen Bun- 
destages] abgeschlossen worden sind.“ 


33. § 27 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) § 13c ist anzuwenden auf Forderungen, die 
nach dem . . . [Einsetzen: Tag des Gesetzesbeschlus- 
ses des Deutschen Bundestages] abgetreten, ver- 
pfändet oder gepfändet worden sind. § 13d ist an- 
zuwenden auf Mietverträge oder mietähnliche 
Verträge, die nach dem . . . [Einsetzen: Tag des Ge- 
setzesbeschlusses des Deutschen Bundestages] ab- 
geschlossen worden sind.“ 

e) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) § 15a Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 in 
der Fassung des Gesetzes vom 20. Dezember 
2001 (BGBl. I S. 3794) ist auch für Zeiträume vor 
dem 1. Januar 2002 anzuwenden, wenn der Un- 
ternehmer den Vorsteuerabzug im Zeitpunkt des 
Leistungsbezuges aufgrund der von ihm erklär- 
ten Verwendungsabsicht in Anspruch genommen 
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hat und die Nutzung ab dem Zeitpunkt der erst- 
maligen Verwendung mit den für den Vorsteuer- 
abzug maßgebenden Verhältnissen nicht über- 
einstimmt.“ 

f) Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 angefügt: 

„(9) § 18 Abs. 1 Satz 1 ist erstmals auf Voran- 
meldungszeiträume anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2004 enden.“ 

g) Nach Absatz 9 wird folgender Absatz 10 ange- 
fügt: 

„(10) § 4 Nr. 21a in der bis 31. Dezember 2003 
geltenden Fassung ist auf Antrag auf vor dem 
1. Januar 2005 erbrachte Umsätze der staatli- 
chen Hochschulen aus Forschungstätigkeit anzu- 
wenden, wenn die Leistungen auf einem Vertrag 
beruhen, der vor dem 3. September 2003 abge- 
schlossen worden ist.“ 

34. Nach § 29 wird folgende Anlage 1 eingefügt: 34. unverändert 

„Anlage 1 
(zu § 4 Nr. 4a) 

Liste der Gegenstände, die der Umsatzsteuerlagerrege- 
lung unterliegen können 


Lfd. 

Nr. 

Warenbezeichnung 

Zolltarif 

(Kapitel, 

Position, 

Unterposition) 

1 

Kartoffeln, frisch oder gekühlt 

Position 0701 

2 

Oliven, vorläufig haltbar gemacht 
(z. B. durch Schwefeldioxid oder in Wasser, 
dem Salz, Schwefeldioxid oder andere 
vorläufig konservierend wirkende Stoffe 
zugesetzt sind), zum unmittelbaren Genuss 
nicht geeignet 

Unterposition 0711 20 

3 

Schalenfrüchte, frisch oder getrocknet, auch 
ohne Schalen oder enthäutet 

Positionen 0801 und 

0802 

4 

Kaffee, nicht geröstet, nicht entkoffeiniert, 
entkoffeiniert 

Unterpositionen 

0901 1100 und 

0901 1200 

5 

Tee, auch aromatisiert 

Position 0902 

6 

Getreide 

Positionen 1001 bis 

1005, 1007 und 1008 

7 

Rohreis (Paddy-Reis) 

Unterposition 

1006 10 

8 

Ölsamen und ölhaltige Früchte 

Positionen 1201 bis 1207 

9 

Pflanzliche Fette und Öle und deren 
Fraktionen, roh, auch raffiniert, jedoch nicht 
chemisch modifiziert 

Positionen 1507 bis 1515 

10 

Rohzucker 

Unterpositionen 170 11 
und 170 12 

11 

Kakaobohnen und Kakaobohnenbruch, roh 
oder geröstet 

Position 1801 

12 

Mineralöle (einschließlich Propan und 

Butan sowie Rohöle aus Erdöl) 

Positionen 2709, 2710 
Unterpositionen 2711 12 
und 21711 13 

13 

Erzeugnisse der chemischen Industrie 

Kapitel 28 und 29 
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14 

Kautschuk, in Primärformen oder in Platten, 
Blättern oder Streifen 

Positionen 400 1 und 4002 

15 

Chemische Halbstoffe aus Holz, 
ausgenommen solche zum Auflösen; 
Halbstoffe aus Holz, durch Kombination 
aus mechanischem oder chemischem 
Aufbereitungsverfahren hergestellt 

Positionen 4703 bis 4705 

Lfd. 

Nr. 

Warenbezeichnung 

Zolltarif 

(Kapitel, 

Position, 

Unterposition) 

16 

Wolle, weder gekrempelt noch gekämmt 

Position 5101 

17 

Silber, in Rohform oder Pulver 

aus Position 7 1 06 

18 

Gold, in Rohform oder als Pulver, zu nicht 
monetären Zwecken 

Unterpositionen 

7108 1100 und 7108 1200 

19 

Platin, in Rohform oder als Pulver 

aus Position 7110 

20 

Eisen- und Stahlerzeugnisse 

Position 7207 


Die Gegenstände dürfen nicht für die Lieferung auf der Ein- 
zelhandelsstufe aufgemacht sein.“ 

35. Die bisherige „Anlage (zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2)“ 
wird als „Anlage 2 (zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2)“ gefasst 
und wie folgt geändert: 

a) In Nummer 46 wird die Angabe „3302 1000“ durch 
die Angabe „3302 10“ ersetzt. 

b) Nummer 49 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach der Angabe „für die die Hinweispflicht 
nach § 4 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die 
Verbreitung jugendgefährdender Schriften be- 
steht“ wird die Angabe „oder die als jugendge- 
fährdende Trägermedien den Beschränkungen 
des § 15 Abs. 1 bis 3 des Jugendschutzgesetzes 
unterliegen“ eingefügt. 

bb) In Buchstabe e wird nach den Wörtern „karto- 
graphische Erzeugnisse aller Art“ ein Komma 
eingefügt. 

c) ln Nummer 51 werden die Wörter „Kranke und 
Körperbehinderte“ durch das Wort „Behinderte“ er- 
setzt. 

d) Nummer 52 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a wird die Angabe „9021.11“ 
durch die Angabe „9021 31“ ersetzt. 

bb) In Buchstabe b wird die Angabe „9021.19“ 
durch die Angabe „9021 10“ ersetzt. 

cc) In Buchstabe c wird die Angabe „9021.30“ 
durch die Angabe „9021 39“ ersetzt. 

Artikel 5 

Änderung der Umsatzsteuer- 
Durchführungsverordnung 1999 

Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 1999 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juni 1999 (BGBl. I 
S. 1308), zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 


35. unverändert 


Artikel 5 

Änderung der Umsatzsteuer- 
Durchführungsverordnung 1999 

Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 1999 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juni 1999 (BGBl. I 
S. 1308), zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 
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1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 1. unverändert 

a) Die Angaben zu den §§41 bis 42 werden wie folgt 
gefasst: 

„§§41 bis 42 (weggefallen)“. 

b) Die Angabe zu § 50 wird wie folgt gefasst: 

„§ 50 (weggefallen)“. 

2. § 3 1 wird wie folgt gefasst: 2. unverändert 

„§ 31 

Angaben in der Rechnung 

(1) Eine Rechnung kann aus mehreren Dokumenten 
bestehen, aus denen sich die nach § 14 Abs. 4 des Geset- 
zes geforderten Angaben insgesamt ergeben. In einem 
dieser Dokumente sind das Entgelt und der darauf entfal- 
lende Steuerbetrag jeweils zusammengefasst anzugeben 
und alle anderen Dokumente zu bezeichnen, aus denen 
sich die übrigen Angaben nach § 14 Abs. 4 des Gesetzes 
ergeben. Die Angaben müssen leicht und eindeutig 
nachprüfbar sein. 

(2) Den Anforderungen des § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 
des Gesetzes ist genügt, wenn sich auf Grund der in die 
Rechnung aufgenommenen Bezeichnungen der Name 
und die Anschrift sowohl des leistenden Unternehmers 
als auch des Leistungsempfängers eindeutig feststellen 
lassen. 

(3) Für die in § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 5 des Ge- 
setzes vorgeschriebenen Angaben können Abkürzungen, 

Buchstaben, Zahlen oder Symbole verwendet werden, 
wenn ihre Bedeutung in der Rechnung oder in anderen 
Unterlagen eindeutig festgelegt ist. Die erforderlichen 
anderen Unterlagen müssen sowohl beim Aussteller als 
auch beim Empfänger der Rechnung vorhanden sein. 

(4) Als Zeitpunkt der Lieferung oder sonstigen Leis- 
tung (§14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 des Gesetzes) kann der 
Kalendennonat angegeben werden, in dem die Leistung 
ausgeführt wird. 

(5) Eine Rechnung kann berichtigt werden, wenn 

a) sie nicht alle Angaben nach § 14 Abs. 4 oder § 14a 
des Gesetzes enthält oder 

b) Angaben in der Rechnung unzutreffend sind. 

Es müssen nur die fehlenden oder unzutreffenden Anga- 
ben durch ein Dokument, das spezifisch und eindeutig 
auf die Rechnung bezogen ist, übermittelt werden. Es 
gelten die gleichen Anforderungen an Form und Inhalt 
wie in § 14 des Gesetzes.“ 

3. § 32 wird wie folgt gefasst: 3. unverändert 

„§ 32 

Rechnungen über Umsätze, die 
verschiedenen Steuersätzen unterliegen 

Wird in einer Rechnung über Lieferungen oder sons- 
tige Leistungen, die verschiedenen Steuersätzen unter- 
liegen, der Steuerbetrag durch Maschinen automatisch 
ermittelt und durch diese in der Rechnung angegeben, ist 
der Ausweis des Steuerbetrages in einer Summe zuläs- 
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sig, wenn für die einzelnen Posten der Rechnung der 
Steuersatz angegeben wird.“ 

4. § 33 wird wie folgt gefasst: 

„§ 33 

Rechnungen über Kleinbeträge 

Eine Rechnung, deren Gesamtbetrag 100 Euro nicht 
übersteigt, muss mindestens folgende Angaben enthal- 
ten: 

1. den vollständigen Namen und die vollständige An- 
schrift des leistenden Unternehmers, 

2. die dem leistenden Unternehmer vom Finanzamt er- 
teilte Steuernummer, 

3. das Ausstellungsdatum, 


4. die Menge und die Art der gelieferten Gegenstände 
oder den Umfang und die Art der sonstigen Leistung 
und 

5. das Entgelt und den darauf entfallenden Steuerbetrag 
für die Lieferung oder sonstige Leistung in einer 
Summe sowie den anzuwendenden Steuersatz oder 
im Fall einer Steuerbefreiung einen Hinweis darauf, 
dass für die Lieferung oder sonstige Leistung eine 
Steuerbefreiung gilt. 

Die §§31 und 32 sind entsprechend anzuwenden. Die 

Sätze 1 und 2 gelten nicht für Rechnungen über Leistun- 
gen im Sinne der §§ 3c, 6a und 13b des Gesetzes.“ 

5. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Fahrausweise, die für die Beförderung von 
Personen ausgegeben werden, gelten als Rechnungen 
im Sinne des § 14 des Gesetzes, wenn sie mindestens 
die folgenden Angaben enthalten: 

1. den vollständigen Namen und die vollständige 
Anschrift des Unternehmers, der die Beförde- 
rungsleistung ausführt. §31 Abs. 2 ist entspre- 
chend anzuwenden; 

2. das Ausstellungsdatum; 

3. das Entgelt und den darauf entfallenden Steuerbe- 
trag in einer Summe; 

4. den anzuwendenden Steuersatz, wenn die Beför- 
derungsleistung nicht dem ermäßigten Steuersatz 
nach § 12 Abs. 2 Nr. 10 des Gesetzes unterliegt 
und 

5. im Fall der Anwendung des § 26 Abs. 3 des Ge- 
setzes einen Hinweis auf die grenzüberschrei- 
tende Beförderung von Personen im Luftverkehr. 

Auf Fahrausweisen der Eisenbahnen, die dem öffent- 
lichen Verkehr dienen, kann an Stelle des Steuersat- 
zes die Tarifentfemung angegeben werden.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Verweisung „§ 14 
Abs. 1“ durch die Verweisung „§ 14“ ersetzt. 
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4. § 33 wird wie folgt gefasst: 

„§ 33 

Rechnungen über Kleinbeträge 

Eine Rechnung, deren Gesamtbetrag 100 Euro nicht 

übersteigt, muss mindestens folgende Angaben enthal- 
ten: 

1. den vollständigen Namen und die vollständige An- 
schrift des leistenden Unternehmers, 

2. das Ausstellungsdatum, 

3. die Menge und die Art der gelieferten Gegenstände 
oder den Umfang und die Art der sonstigen Leistung 
und 

4 . das Entgelt und den darauf entfallenden Steuerbetrag 
für die Lieferung oder sonstige Leistung in einer 
Summe sowie den anzuwendenden Steuersatz oder 
im Fall einer Steuerbefreiung einen Hinweis darauf, 
dass für die Lieferung oder sonstige Leistung eine 
Steuerbefreiung gilt. 


Die §§31 und 32 sind entsprechend anzuwenden. Die 
Sätze 1 und 2 gelten nicht für Rechnungen über Leistun- 
gen im Sinne der §§ 3c, 6a und 13b des Gesetzes.“ 

5. unverändert 
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6. Die §§ 41, 41a, 42 und 50 werden aufgehoben. 6. unverändert 

7. In § 65 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „Satz 1“ gestri- 
chen. 


Artikel 6 Artikel 6 

Änderung der U msatzsteuer- unverändert 

erstattungsverordnung 

§ 1 Abs. 1 der Umsatzsteuererstattungsverordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Oktober 1988 
(BGBl. 1 S. 1780), die zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2001 (BGBl. 1 S. 3794) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt gefasst: 

„(1) Hat eine im Geltungsbereich dieser Verordnung er- 
richtete ausländische ständige diplomatische Mission oder 
ausländische ständige berufskonsularische Vertretung für 
ihren amtlichen Gebrauch Gegenstände eiworben oder 
sonstige Leistungen in Anspruch genommen, wird ihr auf 
Antrag aus dem Aufkommen der Umsatzsteuer 

1. die von dem Unternehmer nach § 14 des Umsatzsteuer- 
gesetzes in Rechnung gestellte und von ihr bezahlte Um- 
satzsteuer erstattet, wenn der Rechnungsbetrag ein- 
schließlich der Steuer 100 Euro übersteigt; 

2. die von ihr nach § 13b Abs. 2 des Umsatzsteuergesetzes 
geschuldete und von ihr entrichtete Umsatzsteuer erstat- 
tet, wenn der Rechnungsbetrag zuzüglich der Steuer 100 
Euro übersteigt.“ 

Artikel 7 Artikel 7 

Änderung der Abgabenordnung Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekannt- Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. IS. 3866, 2003 1 machung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866, 2003 1 
S. 61), zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom S. 61), zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom 
. . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: . . . (BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

0. ln der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe „§ 139 
Anmeldung von Betrieben in besonderen Fällen“ fol- 
gender Unterabschnitt eingefügt: 

„3. Unterabschnitt 

Identifikationsmerkmal 

§ 139a Identifikationsmerkmal 

§ 139b Identifikationsnummer 

§ 139c Wirtschafts-Identifikationsnummer 

§ 139d Verordnungsermächtigung“. 

1 . Dem § 27 werden folgende Sätze angefügt: 1 . unverändert 

„Eine der Finanzbehörden nach Satz 1 kann den Betrof- 
fenen auffordem, innerhalb einer angemessenen Frist die 
Zustimmung zu erklären. Die Zustimmung gilt als 
erteilt, wenn der Betroffene nicht innerhalb dieser Frist 
widerspricht. Der Betroffene ist auf die Wirkung seines 
Schweigens ausdrücklich hinzuweisen.“ 
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2. In § 138 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz werden die Wörter 2. unverändert 
„nach amtlichem Vordruck“ durch die Wörter „nach 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck“ ersetzt. 

2a. Nach§ 139 wird folgender Unterabschnitt eingefügt: 
„3. Unterabschnitt 
Identifikationsmerkmal 
§ 139a 

Identifikationsmerkmal 

(1) Das Bundesamt für Finanzen teilt jedem Steu- 
erpflichtigen zum Zwecke der eindeutigen Identifi- 
zierung in Besteuerungsverfahren ein einheitliches 
und dauerhaftes Merkmal (Identifikationsmerkmal) 
zu, das bei Anträgen, Erklärungen oder Mitteilungen 
gegenüber Finanzbehörden anzugeben ist. Es besteht 
aus einer Ziffernfolge, die nicht aus anderen Daten 
über den Steuerpflichtigen gebildet oder abgeleitet 
werden darf; die letzte Stelle ist eine Prüfziffer. Na- 
türliche Personen erhalten eine Identifikationsnum- 
mer, wirtschaftlich Tätige eine Wirtschafts-Identifi- 
kationsnummer. Der Steuerpflichtige ist über die 
Zuteilung eines Identifikationsmerkmals unverzüg- 
lich zu unterrichten. 

(2) Steuerpflichtiger im Sinne dieses Unterab- 
schnitts ist jeder, der nach einem Steuergesetz steuer- 
pflichtig ist. 

(3) Wirtschaftlich Tätige im Sinne dieses Unterab- 
schnitts sind: 

1. natürliche Personen, die wirtschaftlich tätig sind, 

2. juristische Personen, 

3. Personenvereinigungen. 

§ 139b 

Identifikationsnummer 

(1) Eine natürliche Person darf nicht mehr als eine 
Identifikationsnummer erhalten. Jede Identifikati- 
onsnummer darf nur einmal vergeben werden. 

(2) Die Finanzbehörden dürfen die Identifikations- 
nummer nur erheben und verwenden, soweit dies zur 
Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich 
ist oder eine Rechtsvorschrift die Erhebung oder 
Verwendung der Identifikationsnummer ausdrück- 
lich erlaubt oder anordnet. Andere öffentliche oder 
nicht öffentliche Stellen dürfen 

1. die Identifikationsnummer nur erheben oder ver- 
wenden, soweit dies für Datenübermittlungen zwi- 
schen ihnen und den Finanzbehörden erforderlich 
ist oder eine Rechtsvorschrift die Erhebung oder 
Verwendung der Identifikationsnummer aus- 
drücklich erlaubt oder anordnet, 

2. ihre Dateien nur insoweit nach der Identifikati- 
onsnummer ordnen oder für den Zugriff erschlie- 
ßen, als dies für regelmäßige Datenübermittlun- 
gen zwischen ihnen und den Finanzbehörden 
erforderlich ist. 
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Vertragsbestimmungen und Einwilligungserklärun- 
gen, die darauf gerichtet sind, eine nach den vorste- 
henden Bestimmungen nicht zulässige Erhebung 
oder Verwendung der Identifikationsnummer zu er- 
möglichen, sind unwirksam. 

(3) Das Bundesamt für Finanzen speichert zu na- 
türlichen Personen folgende Daten: 

1. Identifikationsnummer, 

2. Wirtschafts-Identifikationsnummern, 

3. Familienname, 

4. frühere Namen, 

5. Vornamen, 

6. Doktorgrad, 

7. Ordensnamen/Künstlernamen, 

8. Tag und Ort der Geburt, 

9. Geschlecht, 

10. gegenwärtige oder letzte bekannte Anschrift, 

11. zuständige Finanzämter, 

12. Sterbetag. 

(4) Die in Absatz 3 aufgeführten Daten werden ge- 
speichert, um 

1. sicherzustellen, dass eine Person nur eine Identi- 
fikationsnummer erhält und eine Identifikations- 
nummer nicht mehrfach vergeben wird, 

2. die Identifikationsnummer eines Steuerpflichti- 
gen festzustellen, 

3. zu erkennen, welche Finanzämter für einen Steu- 
erpflichtigen zuständig sind, 

4. Daten, die aufgrund eines Gesetzes oder nach 
über- und zwischenstaatlichem Recht entgegen- 
zunehmen sind, an die zuständigen Stellen wei- 
terleiten zu können, 

5. den Finanzbehörden die Erfüllung der ihnen 
durch Rechtsvorschrift zugewiesenen Aufgaben 
zu ermöglichen. 

(5) Die in Absatz 3 aufgeführten Daten dürfen nur 
für die in Absatz 4 genannten Zwecke verwendet 
werden. 

(6) Zum Zwecke der erstmaligen Zuteilung der 
Identifikationsnummer übermitteln die Meldebehör- 
den dem Bundesamt für Finanzen für jeden in ihrem 
Zuständigkeitsbereich mit alleiniger Wohnung oder 
Hauptwohnung im Melderegister registrierten Ein- 
wohner folgende Daten: 

1. Familienname, 

2. frühere Namen, 

3. Vornamen, 

4. Doktorgrad, 

5. Ordensnamen/Künstlernamen, 

6. Tag und Ort der Geburt, 
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7. Geschlecht, 

8. gegenwärtige Anschrift der alleinigen Wohnung 
oder der Hauptwohnung. 

Die Übermittlung der Daten nach Satz 1 erfolgt ab 
dem Zeitpunkt der Einführung des Identilikations- 
merkmals, der durch Rechtsverordnung des Bundes- 
ministeriums der Finanzen aufgrund von § 5 des Ein- 
führungsgesetzes zur Abgabenordnung bestimmt 
wird. Das Bundesamt für Finanzen teilt der zuständi- 
gen Meldebehörde die dem Steuerpflichtigen zuge- 
teilte Identifikationsnummer zur Speicherung im 
Melderegister mit. 

(7) Die Meldebehörden haben im Falle der Spei- 
cherung einer Geburt im Melderegister sowie im 
Falle der Speicherung einer Person, für die bisher 
keine Identifikationsnummer zugeteilt worden ist, 
dem Bundesamt für Finanzen die Daten nach Ab- 
satz 6 Satz 1 zum Zwecke der Zuteilung der Identifi- 
kationsnummer zu übermitteln. Absatz 6 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. 

(8) Die Meldebehörde teilt dem Bundesamt für 
Finanzen Änderungen der in Absatz 6 Satz 1 Nr. 1 
bis 8 bezeichneten Daten sowie bei Sterbefällen den 
Sterbetag unter Angabe der Identifikationsnummer 
mit. 


§ 139c 

Wirtschafts-Identifikationsnummer 

(1) Die Wirtschafts-Identifikationsnummer wird auf 
Anforderung des zuständigen Finanzamts vergeben. 
Sie beginnt mit den Buchstaben „DE“. Jede Wirt- 
schafts-Identifikationsnummer darf nur einmal ver- 
geben werden. 

(2) Die Finanzbehörden dürfen die Wirtschafts-Iden- 
tifikationsnummer nur erheben und verwenden, so- 
weit dies zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben 
erforderlich ist oder eine Rechtsvorschrift dies er- 
laubt oder anordnet. Andere öffentliche oder nicht 
öffentliche Stellen dürfen die Wirtschafts-Identifika- 
tionsnummer nur erheben oder verwenden, soweit 
dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben oder Geschäfts- 
zwecke oder für Datenübermittlungen zwischen ih- 
nen und den Finanzbehörden erforderlich ist. Soweit 
die Wirtschafts-Identifikationsnummer andere Num- 
mern ersetzt, bleiben Rechtsvorschriften, die eine 
Übermittlung durch die Finanzbehörden an andere 
Behörden regeln, unberührt. 

(3) Das Bundesamt für Finanzen speichert zu natürli- 
chen Personen, die wirtschaftlich tätig sind, folgende 
Daten: 

1 . Wirtschafts-Identifikationsnummer, 

2. Identifikationsnummer, 

3. Firma (§§ 17 ff. des Handelsgesetzbuchs) oder 
Name des Unternehmens, 

4. frühere Firmennamen oder Namen des Unter- 
nehmens, 
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5. Rechtsform, 

6. Wirtschaftszweignummer, 

7. amtlicher Gemeindeschlüssel, 

8. Anschrift des Unternehmens, Firmensitz, 

9. Handelsregistereintrag (Registergericht, Datum 
und Nummer der Eintragung) 

10. Datum der Betriebseröffnung oder Zeitpunkt 
der Aufnahme der Tätigkeit, 

11. Datum der Betriebseinstellung oder Zeitpunkt 
der Beendigung der Tätigkeit, 

12. zuständige Finanzämter. 

(4) Das Bundesamt für Finanzen speichert zu 

juristischen Personen folgende Daten: 

1. Wirtschafts-Identifikationsnummer, 

2. Identifikationsmerkmale der gesetzlichen Vertre- 
ter, 

3. Firma (§§ 17 ff. des Handelsgesetzbuchs), 

4. frühere Firmennamen, 

5. Rechtsform, 

6. Wirtschaftszweignummer, 

7. amtlicher Gemeindeschlüssel, 

8. Sitz gemäß § 11, insbesondere Ort der Geschäfts- 
leitung, 

9. Datum des Gründungsaktes, 

10. Handels-, Genossenschafts- oder Vereinsregister- 
eintrag (Registergerieht, Datum und Nummer 
der Eintragung), 

11. Datum der Betriebseröffnung oder Zeitpunkt 
der Aufnahme der Tätigkeit, 

12. Datum der Betriebseinstellung oder Zeitpunkt 
der Beendigung der Tätigkeit, 

13. Zeitpunkt der Auflösung, 

14. Datum der Löschung im Register, 

15. verbundene Unternehmen, 

16. zuständige Finanzämter. 

(5) Das Bundesamt für Finanzen speichert zu 

Personenvereinigungen folgende Daten: 

1. Wirtschafts-Identifikationsnummer, 

2. Identifikationsmerkmale der gesetzlichen Vertre- 
ter, 

3. Identifikationsmerkmale der Beteiligten, 

4. Firma (§§ 17 ff. des Handelsgesetzbuchs) oder 
Name der Personenvereinigung, 

5. frühere Firmennamen oder Namen der Perso- 
nenvereinigung, 

6. Rechtsform, 

7. Wirtschaftszweignummer, 
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8. amtlicher Gemeindeschlüssel, 

9. Sitz gemäß § 11, insbesondere Ort der Geschäfts- 
leitung, 

10. Datum des Gesellschaftsvertrags, 

11. Handels- oder Partnerschaftsregistereintrag 
(Registergericht, Datum und Nummer der Ein- 
tragung), 

12. Datum der Betriebseröffnung oder Zeitpunkt 
der Aufnahme der Tätigkeit, 

13. Datum der Betriebseinstellung oder Zeitpunkt 
der Beendigung der Tätigkeit, 

14. Zeitpunkt der Auflösung, 

15. Zeitpunkt der Beendigung, 

16. Datum der Löschung im Register, 

17. verbundene Unternehmen, 

18. zuständige Finanzämter. 

(6) Die Speicherung der in den Absätzen 3 bis 5 
aufgeführten Daten erfolgt, um 

1. sicherzustellen, dass eine vergebene Wirtschafts- 
Identifikationsnummer nicht noch einmal für 
einen anderen wirtschaftlich Tätigen verwendet 
wird, 

2. für einen wirtschaftlich Tätigen die vergebene 
Wirtschafts-Identifikationsnummer festzustel- 
len, 

3. zu erkennen, welche Finanzämter zuständig sind, 

4. Daten, die aufgrund eines Gesetzes oder nach 
über- und zwischenstaatlichem Recht entgegen- 
zunehmen sind, an die zuständigen Stellen wei- 
terleiten zu können, 

5. den Finanzbehörden die Erfüllung der ihnen 
durch Rechtsvorschrift zugewiesenen Aufgaben 
zu ermöglichen. 

(7) Die in Absatz 3 aufgeführten Daten dürfen nur 
für die in Absatz 6 genannten Zwecke verwendet 
werden, es sei denn, eine Rechtsvorschrift sieht eine 
andere Verwendung ausdrücklich vor. 

§ 139d 

Verordnungsermächtigung 

Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates: 

1. organisatorische und technische Maßnahmen 
zur Wahrung des Steuergeheimnisses, insbeson- 
dere zur Verhinderung eines unbefugten Zu- 
gangs zu Daten, die durch § 30 geschützt sind, 

2. Richtlinien zur Vergabe der Identifikationsnum- 
mer nach § 139b und der Wirtschafts-Identifika- 
tionsnummer nach § 139c, 

3. Fristen, nach deren Ablauf die nach §§ 139b und 
139c gespeicherten Daten zu löschen sind, sowie 

4. die Form und das Verfahren der Datenübermitt- 
lungen nach § 139b Abs. 6 und 7.“ 
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3. § 144 Abs. 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Dies gilt insoweit nicht, als nach § 14 Abs. 2 des Um- 
satzsteuergesetzes 1999 durch die dort bezeichneten 
Leistungsempfänger eine Gutschrift erteilt wird oder auf 
Grand des § 14 Abs. 6 des Umsatzsteuergesetzes 1999 
Erleichterungen gewährt werden.“ 


3. unverändert 


3a. § 147 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Nummer 4 folgende 
Nummer 4a eingefügt: 

„4a. Unterlagen, die einer mit Mitteln der 
Datenverarbeitung abgegebenen Zoll- 
anmeldung nach Artikel 77 Abs. 1 in 
Verbindung mit Artikel 62 Abs. 2 Zoll- 
kodex beizufügen sind, sofern die Zoll- 
behörden nach Artikel 77 Abs. 2 Satz 1 
Zollkodex auf ihre Vorlage verzichtet 
oder sie nach erfolgter Vorlage zurück- 
gegeben haben.“ 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Mit Aus- 
nahme der Jahresabschlüsse und der Eröff- 
nungsbilanz“ durch die Wörter „Mit Aus- 
nahme der Jahresabschlüsse, der Eröff- 
nungsbilanz und der Unterlagen nach Ab- 
satz 1 Nr. 4a“ ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 1 
Nr. 1 und 4“ durch die Angabe „Absatz 1 
Nr. 1, 4 und 4a“ ersetzt. 

3b. In § 167 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „(§ 150 
Abs. 1 Satz 2)“ durch die Angabe „(§ 150 Abs. 1 
Satz 3)“ ersetzt. 

3c. § 178 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. Verwahrung von Nichtgemeinschaftswa- 
ren,“. 

b) Nach Nummer 7 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende Nummer 8 an- 
gefügt: 

„8. Vernichtung oder Zerstörung von Wa- 
ren, die von Amts wegen oder auf An- 
trag vorgenommen wird.“ 

3d. § 231 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wörtern 
„durch Aussetzung der Vollziehung,“ die 
Wörter „durch Aussetzung der Verpflich- 
tung des Zollschuldners zur Abgaben- 
entrichtung,“ eingefügt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Unterbrechung der Verjährung durch 
Zahlungsaufschub, durch Stundung, durch 
Aussetzung der Vollziehung, durch Ausset- 
zung der Verpflichtung des Zollschuldners 
zur Abgabenentrichtung, durch Sicherheits- 
leistung, durch Vollstreckungsaufschub, 
durch eine Vollstreckungsmaßnahme, die zu 
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4. In § 240 Abs. 3 Satz 1 wird das Wort „fünf' durch das 
Wort „drei“ ersetzt. 


Artikel 8 
Änderung des 

Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 

Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 
vom 14. Dezember 1976 (BGBl. 1 S. 3341, 1977 I S. 667), 
das zuletzt durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. 1 
S. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1. Dem § 16 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) § 240 Abs. 3 Satz 1 der Abgabenordnung in der 
Fassung des Artikels 6 des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... 
[Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
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einem Pfändungspfandrecht, einer Zwangs- 
hypothek oder einem sonstigen Vorzugsrecht 
auf Befriedigung führt, durch Anmeldung im 
Insolvenzverfahren, durch Aufnahme in ei- 
nen Insolvenzplan oder einen gerichtlichen 
Schuldenbereinigungsplan oder durch Ein- 
beziehung in ein Verfahren, das die Rest- 
schuldbefreiung für den Schuldner zum Ziel 
hat, dauert fort, bis der Zahlungsaufschub, 
die Stundung, die Aussetzung der Vollzie- 
hung, die Aussetzung der Verpflichtung des 
Zollschuldners zur Abgabenentriehtung oder 
der Vollstreckungsaufschub abgelaufen, die 
Sicherheit, das Pfändungspfandrecht, die 
Zwangshypothek oder ein sonstiges Vorzugs- 
recht auf Befriedigung erloschen, das Insol- 
venzverfahren beendet ist, der Insolvenzplan 
oder der gerichtliche Schuldenbereinigungs- 
plan erfüllt oder hinfällig wird, die Rest- 
schuldbefreiung wirksam wird oder das Ver- 
fahren, das die Restschuldbefreiung zum Ziel 
hat, vorzeitig beendet wird.“ 

4. unverändert 

5. Dem § 251 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Einfuhr- und Ausfuhrabgabenbescheide können 
außerdem nur vollstreckt werden, soweit die Ver- 
pflichtung des Zollschuldners zur Abgabenentrieh- 
tung nicht ausgesetzt ist (Artikel 222 Abs. 2 des Zoll- 
kodexes).“ 


Artikel 8 
Änderung des 

Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 

Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 
vom 14. Dezember 1976 (BGBl. 1 S. 3341, 1977 1 S. 667), 
das zuletzt durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. 1 
S. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

0. Nach § 4 wird folgender § 5 eingefügt: 

„§5 

Zeitpunkt der Einführung 
des steuerlichen Identifikationsmerkmals 

Das Bundesministerium der Finanzen bestimmt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates den Zeitpunkt der erstmaligen Zuteilung des 
Identifikationsmerkmals nach § 139a Abs. 1 der Ab- 
gabenordnung. Die Festlegung der Zeitpunkte für 
die ausschließliche Verwendung des Identifikations- 
merkmals im Bereich der Einfuhr- und Ausfuhr- 
abgaben sowie der Verbrauchsteuern bedarf nicht 
der Zustimmung des Bundesrates.“ 

1. unverändert 
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kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) gilt erst- 
mals, wenn die Steuer, die zurückzuzahlende Steuerver- 
gütung oder die Haftungsschuld nach dem 31. Dezember 
2003 fällig geworden ist.“ 

2. Dem § 1 8a werden folgende Absätze 4 bis 10 angefügt: 2. unverändert 

„(4) Wurde mit einem am 3 1 . Dezember 2003 anhän- 
gigen Einspruch die Verfassungswidrigkeit der für Ver- 
anlagungszeiträume vor 2000 geltenden Regelungen des 
Einkommensteuergesetzes über die Abziehbarkeit von 
Kinderbetreuungskosten gerügt, gilt der Einspruch mit 
Wirkung vom 1 . Januar 2004 ohne Einspruchsentschei- 
dung insoweit als zurückgewiesen; dies gilt auch, wenn 
der Einspruch unzulässig ist. Abweichend von § 47 
Abs. 1 und § 55 der Finanzgerichtsordnung endet die 
Klagefrist mit Ablauf des 31. Dezember 2004. Die Sätze 
1 und 2 gelten nicht, soweit in der angefochtenen Steuer- 
festsetzung die Kinderbetreuungskosten um die zumut- 
bare Belastung nach § 33 Abs. 3 des Einkommensteuer- 
gesetzes gekürzt worden sind. 

(5) Wurde mit einem am 31. Dezember 2003 anhängi- 
gen und außerhalb eines Einspruchs- oder Klageverfah- 
rens gestellten Antrag auf Aufhebung oder Änderung 
einer Steuerfestsetzung die Verfassungswidrigkeit der 
für Veranlagungszeiträume vor 2000 geltenden Regelun- 
gen des Einkommensteuergesetzes über die Abziehbar- 
keit von Kinderbetreuungskosten gerügt, gilt der Antrag 
mit Wirkung vom 1 . Januar 2004 insoweit als zurückge- 
wiesen; dies gilt auch, wenn der Antrag unzulässig ist. 

Abweichend von § 355 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenord- 
nung endet die Frist für einen Einspruch gegen die Zu- 
rückweisung des Antrags mit Ablauf des 3 1 . Dezember 
2004. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, soweit in der Steu- 
erfestsetzung, deren Aufhebung oder Änderung bean- 
tragt wurde, die Kinderbetreuungskosten um die zumut- 
bare Belastung nach § 33 Abs. 3 des Einkommensteuer- 
gesetzes gekürzt worden sind. 

(6) Wurde mit einem am 31. Dezember 2003 anhängi- 
gen Einspruch die Verfassungswidrigkeit der für Veran- 
lagungszeiträume vor 2002 geltenden Regelungen des 
Einkommensteuergesetzes über die Abziehbarkeit eines 
Haushaltsfreibetrages gerügt, gilt der Einspruch mit Wir- 
kung vom 1 . Januar 2004 ohne Einspruchsentscheidung 
insoweit als zurückgewiesen; dies gilt auch, wenn der 
Einspruch unzulässig ist. Abweichend von § 47 Abs. 1 
und § 55 der Finanzgerichtsordnung endet die Klagefrist 
mit Ablauf des 31. Dezember 2004. 

(7) Wurde mit einem am 31. Dezember 2003 anhängi- 
gen und außerhalb eines Einspruchs- oder Klageverfah- 
rens gestellten Antrag auf Aufhebung oder Änderung 
einer Steuerfestsetzung die Verfassungswidrigkeit der für 
Veranlagungszeiträume vor 2002 geltenden Regelungen 
des Einkommensteuergesetzes über die Abziehbarkeit ei- 
nes Haushaltsfreibetrages gerügt, gilt der Antrag mit Wir- 
kung vom 1 . Januar 2004 insoweit als zurückgewiesen; 
dies gilt auch, wenn der Antrag unzulässig ist. Abwei- 
chend von § 355 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung endet 
die Frist für einen Einspruch gegen die Zurückweisung 
des Antrags mit Ablauf des 3 1 . Dezember 2004. 
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(8) Wurde mit einem am 3 1 . Dezember 2003 anhängi- 
gen Einspruch die Verfassungswidrigkeit der für die Ver- 
anlagungszeiträume 1983 bis 1995 geltenden Regelun- 
gen des Einkommensteuergesetzes über die Abziehbar- 
keit eines Kinderfreibetrages gerügt, gilt der Einspruch 
mit Wirkung vom 1. Januar 2005 ohne Einspruchsent- 
scheidung insoweit als zurückgewiesen, soweit nicht der 
Einspruchsführer nach dem 3 1 . Dezember 2003 und vor 
dem 1 . Januar 2005 ausdrücklich eine Entscheidung be- 
antragt. Der Antrag auf Entscheidung ist schriftlich bei 
dem für die Besteuerung nach dem Einkommen zustän- 
digen Finanzamt zu stellen. Ist nach Einspruchseinle- 
gung ein anderes Finanzamt zuständig geworden, kann 
der Antrag auf Entscheidung fristwahrend auch bei dem 
Finanzamt gestellt werden, das den angefochtenen Steu- 
erbescheid erlassen hat; Artikel 97a § 1 Abs. 1 bleibt un- 
berührt. Die Sätze 1 bis 3 gelten auch, wenn der Ein- 
spruch unzulässig ist. Gilt nach Satz 1 der Einspruch als 
zurückgewiesen, endet abweichend von § 47 Abs. 1 und 
§55 der Finanzgerichtsordnung die Klagefrist mit Ab- 
lauf des 31. Dezember 2005. Satz 1 gilt nicht, soweit 
eine Neufestsetzung nach § 53 des Einkommensteuerge- 
setzes von der Frage abhängig ist, ob bei der nach dieser 
Regelung gebotenen Steuerfreistellung auf den Jahresso- 
ckelbetrag des Kindergeldes oder auf das dem Steuer- 
pflichtigen tatsächlich zustehende Kindergeld abzustel- 
len ist. 

(9) Wurde mit einem am 31. Dezember 2003 anhängi- 
gen und außerhalb eines Einspruchs- oder Klageverfah- 
rens gestellten Antrag auf Aufhebung oder Änderung 
einer Steuerfestsetzung die Verfassungswidrigkeit der 
für die Veranlagungszeiträume 1983 bis 1995 geltenden 
Regelungen des Einkommensteuergesetzes über die Ab- 
ziehbarkeit eines Kinderfreibetrages gerügt, gilt der 
Antrag mit Wirkung vom 1. Januar 2005 insoweit als zu- 
rückgewiesen, soweit nicht der Steuerpflichtige nach 
dem 31. Dezember 2003 und vor dem 1. Januar 2005 
ausdrücklich eine Entscheidung beantragt. Der Antrag 
auf Entscheidung ist schriftlich bei dem für die Besteue- 
rung nach dem Einkommen zuständigen Finanzamt zu 
stellen. Ist nach Erlass des Steuerbescheides ein anderes 
Finanzamt zuständig geworden, kann der Antrag auf 
Entscheidung fristwahrend auch bei dem Finanzamt ge- 
stellt werden, das den Steuerbescheid erlassen hat, des- 
sen Aufhebung oder Änderung begehrt wird; Artikel 97a 
§ 1 Abs. 1 bleibt unberührt. Die Sätze 1 bis 3 gelten 
auch, wenn der Antrag auf Aufhebung oder Änderung 
der Steuerfestsetzung unzulässig ist. Gilt nach Satz 1 der 
Antrag auf Aufhebung oder Änderung einer Steuerfest- 
setzung als zurückgewiesen, endet abweichend von 
§ 355 Abs. 1 Satz 1 der Abgabenordnung die Frist für 
einen Einspruch gegen die Zurückweisung des Antrags 
mit Ablauf des 31. Dezember 2005. Satz 1 gilt nicht, so- 
weit eine Neufestsetzung nach § 53 des Einkommen- 
steuergesetzes von der Frage abhängig ist, ob bei der 
nach dieser Regelung gebotenen Steuerfreistellung auf 
den Jahressockelbetrag des Kindergeldes oder auf das 
dem Steuerpflichtigen tatsächlich zustehende Kinder- 
geld abzustellen ist. 
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(10) Die Absätze 5, 7 und 9 gelten sinngemäß für 
Anträge auf abweichende Festsetzung von Steuern aus 
Billigkeitsgründen (§ 163 der Abgabenordnung) und für 
Erlassanträge (§ 227 der Abgabenordnung).“ 

Artikel 9 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

§ 5 Abs. 1 des Finanzverwaltungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 30. August 1971 (BGBl. 1 
S. 1426, 1427), das zuletzt durch Artikel ... des Gesetzes 
vom ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Nummer 9 Buchstabe d wird wie folgt gefasst: 

,,d) Beantwortung von Einzelauskunftsersuchen anderer 
Mitgliedstaaten; die dazu erforderlichen Ermittlun- 
gen werden von den Finanzämtern durchgeführt;“. 

2. Nach Nummer 21 werden der Punkt durch ein Semiko- 
lon ersetzt und folgende Nummer 22 angefügt: 


„ 22 . die Bestätigungen nach § 1 8e des Umsatzsteuerge- 
setzes 1999.“ 


Artikel 10 

Änderung des Zerlegungsgesetzes 

Das Zerlegungsgesetz vom 6. August 1998 (BGBl. 1 
S. 1998), zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes 
vom . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Festsetzung der Vomhundertsätze sind die Ver- 
hältnisse zugrunde zu legen, die sich aus den Eintra- 
gungen auf der Lohnsteuerkarte oder den Daten der 
elektronischen Lohnsteuerbescheinigung ergeben.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Für die Ermittlung der Verhältnisse im Fest- 
stellungszeitraum sind die Lohnsteuerkarten und die 
für die Zerlegung maßgebenden Daten aus den elek- 
tronischen Lohnsteuerbescheinigungen für den Fest- 
stellungszeitraum oder die bei Durchführung der 
maschinellen Veranlagung zur Einkommensteuer auf 
den Feststellungszeitraum erstellten maschinell ver- 
wertbaren Datenträger, auf denen die für die Zerle- 
gung maßgebenden Daten gespeichert sind, an das 
Statistische Landesamt des Wohnsitzlandes zu leiten. 
Das Statistische Landesamt des Wohnsitzlandes hat 
anhand der Lohnsteuerkarten, der Daten aus den 
elektronischen Lohnsteuerbescheinigungen und der 
maschinellen Datenträger, die ihm zugeleitet worden 
sind, die Lohnsteuer, die nicht vom Wohnsitzland 
vereinnahmt worden ist, zu ermitteln, die hiervon auf 
die Einnahmeländer entfallenden Beträge festzustel- 
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Artikel 9 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

§ 5 Abs. 1 des Finanzveiwaltungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 30. August 1971 (BGBl. 1 
S. 1426, 1427), das zuletzt durch Artikel ... des Gesetzes 
vom ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 


2. Nach Nummer 21 werden der Punkt durch ein Semiko- 
lon ersetzt und folgende Nummern 22 und 23 angefügt: 

„22. die Vergabe und die Verwaltung des Identifika- 
tionsmerkmals nach den §§ 139a bis 139d der 
Abgabenordnung; 

23. die Bestätigungen nach § 1 8e des Umsatzsteuerge- 
setzes 1999.“ 

Artikel 10 

unverändert 
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len und diese bis zum 30. Juni des dritten Kalender- 
jahres, das dem Feststellungszeitraum folgt, den 
obersten Finanzbehörden der Einnahmeländer mitzu- 
teilen. Die sich aus den Daten ergebenden Centbe- 
träge der Lohnsteuer sind nicht zu berücksichtigen.“ 

2. § 12 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Zerlegung der Lohnsteuer nach dem Dritten 
Abschnitt dieses Gesetzes in der Fassung des Artikels 10 
des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [Einsetzen: Aus- 
fertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals für das 
Kalenderjahr 2007 nach den Verhältnissen im Kalender- 
jahr 2004 durchzuführen. Die Zerlegung der Lohnsteuer 
für Kalenderjahre vor 2007 richtet sich nach diesem 
Gesetz in der Fassung vom 6. August 1998 (BGBl. 1 
S. 1998). Die Zerlegung der Lohnsteuer für Kalender- 
jahre vor 1998 richtet sich nach diesem Gesetz in der zu- 
letzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 9. November 
1992 (BGBl. 1 S. 1853) geänderten Fassung der Be- 
kanntmachung vom 25. Februar 1971 (BGBl. I S. 145).“ 

Artikel 11 

Änderung des Versicherungsteuergesetzes 1996 

Das Versicherungsteuergesetz 1996 in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 10. Januar 1996 (BGBl. 1 S. 22), 

zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... 

(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1 . § 4 Nr. 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. für eine Unfallversicherung nach dem Siebten Buch 
Sozialgesetzbuch, soweit sie nicht auf § 140 be- 
ruht;“. 

2. § 7a Abs. 3 wird aufgehoben. 


Artikel 12 
Änderung des 

Investitionszulagengesetzes 1999 

Das Investitionszulagengesetz 1999 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4034) 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 2 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, 
zur Durchführung der von den Organen der Europäi- 
schen Gemeinschaften erlassenen Rechtsvorschriften die 
Liste der sensiblen Sektoren im Sinne des § 2 Abs. 2 
Satz 2 (Anlage 1 zu diesem Gesetz), in denen die Euro- 
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Artikel 11 

unverändert 


Artikel 11a 

Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes 

§ 10 Abs. 5 des Feuerschutzsteuergesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 10. Januar 1996 (BGBl. I 
S. 18), das zuletzt durch Artikel ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird aufgehoben. 

Artikel 12 
Änderung des 

Investitionszulagengesetzes 1999 

Das Investitionszulagengesetz 1999 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4034) 
wird wie folgt geändert: 

1 . Dem § 2 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, 
zur Durchführung der von den Organen der Europäi- 
schen Gemeinschaften erlassenen Rechtsvorschriften die 
Liste der sensiblen Sektoren im Sinne des § 2 Abs. 2 
Satz 2 (Anlage 1 zu diesem Gesetz), in denen die Euro- 
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päische Kommission die Förderfähigkeit ganz oder teil- 
weise ausgeschlossen hat, durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates anzupassen.“ 

2. § 6 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

,(2) Die Investitionszulage ist nach Ablauf des Wirt- 
schaftsjahres oder Kalenderjahres festzusetzen. Beantra- 
gen Ehegatten die Investitionszulage nach § 5 Abs. 1 ge- 
meinsam, ist die Festsetzung der Investitionszulage zu- 
sammen durchzuführen. Die Investitionszulage für In- 
vestitionen, die zu einem Investitionsvorhaben gehören, 
das die Anmeldungsvoraussetzungen gemäß dem multi- 
sektoralen Regionalbeihilferahmen für größere Investiti- 
onsvorhaben vom 16. Dezember 1997 (ABI. EG 1998 
Nr. C 107 S. 7), zuletzt geändert durch die Mitteilung 
der Kommission an die Mitgliedstaaten vom 1 1 . August 
2001 (ABI. EG Nr. C 226 S. 16), erfüllt, ist erst festzu- 
setzen, wenn die Europäische Kommission die höchstzu- 
lässige Beihilfeintensität festgelegt hat. Die Investitions- 
zulage für Investitionen, die zu einem Investitionsvorha- 
ben gehören, das die Anmeldungsvoraussetzungen ge- 
mäß dem multisektoralen Regionalbeihilferahmen für 
große Investitionsvorhaben vom 13. Februar 2002 (ABI. 
EG Nr. C 70 S. 8) erfüllt, ist in den Fällen, in denen hier- 
nach eine Einzelnotifizierung vorgeschrieben ist, erst 
nach Genehmigung durch die Europäische Kommission 
festzusetzen. Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates weitere Einzelnotifizierungspflichten zu 
regeln, die sich aus den von den Organen der Europäi- 
schen Gemeinschaften erlassenen Rechtsvorschriften er- 
geben. Die Investitionszulage ist der Europäischen 
Kommission zur Genehmigung vorzulegen und erst nach 
deren Genehmigung festzusetzen, wenn sie für Unter- 
nehmen bestimmt ist, die 

1. keine kleinen und mittleren Unternehmen im Sinne 
der Empfehlung der Europäischen Kommission vom 
3. April 1996 betreffend die Definition der kleinen 
und mittleren Unternehmen (ABI. EG Nr. L 107 
S. 4), ersetzt durch die Empfehlung der Kommission 
vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Klein- 
stuntemehmen sowie der kleinen und mittleren Un- 
ternehmen (ABI. EU Nr. L 124 S. 36), sind, 

2. als Unternehmen in Schwierigkeiten Umstrukturie- 
rungsbeihilfen im Sinne der „Leitlinien der Gemein- 
schaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und Um- 
strukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten“ 
vom 8. Juli 1999 (ABI. EG Nr. C 288 S. 2, 2000 
Nr. C 121 S. 29) erhalten haben und 

3. sich in der Umstrukturierungsphase befinden. Die 
Umstrukturierungsphase beginnt mit der Genehmi- 
gung des Umstrukturierungsplans im Sinne der „Leit- 
linien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur 
Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten“ und endet mit der vollständigen 
Durchfühlung des Umstrukturierungsplans. 1 
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päische Kommission die Förderfähigkeit ganz oder teil- 
weise ausgeschlossen hat, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates anzupassen.“ 

2. § 6 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

,(2) Die Investitionszulage ist nach Ablauf des Wirt- 
schaftsjahres oder Kalenderjahres festzusetzen. Beantra- 
gen Ehegatten die Investitionszulage nach § 5 Abs. 1 ge- 
meinsam, ist die Festsetzung der Investitionszulage zu- 
sammen durchzuführen. Die Investitionszulage für In- 
vestitionen, die zu einem Investitionsvorhaben gehören, 
das die Anmeldungsvoraussetzungen gemäß dem multi- 
sektoralen Regionalbeihilferahmen für größere Investiti- 
onsvorhaben vom 16. Dezember 1997 (ABI. EG 1998 
Nr. C 107 S. 7), zuletzt geändert durch die Mitteilung 
der Kommission an die Mitgliedstaaten vom 11. August 
2001 (ABI. EG Nr. C 226 S. 16), erfüllt, ist erst festzu- 
setzen, wenn die Europäische Kommission die höchstzu- 
lässige Beihilfeintensität festgelegt hat. Die Investitions- 
zulage für Investitionen, die zu einem Investitionsvorha- 
ben gehören, das die Anmeldungsvoraussetzungen ge- 
mäß dem multisektoralen Regionalbeihilferahmen für 
große Investitionsvorhaben vom 13. Februar 2002 (ABI. 
EG Nr. C 70 S. 8) erfüllt, ist in den Fällen, in denen hier- 
nach eine Einzelnotifizierung vorgeschrieben ist, erst 
nach Genehmigung durch die Europäische Kommission 
festzusetzen. Das Bundesministerium der Finanzen wird 
ennächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates weitere Einzelnotifizierungspflichten zu 
regeln, die sich aus den von den Organen der Europäi- 
schen Gemeinschaften erlassenen Rechtsvorschriften er- 
geben. Die Investitionszulage ist der Europäischen 
Kommission zur Genehmigung vorzulegen und erst nach 
deren Genehmigung festzusetzen, wenn sie für Unter- 
nehmen bestimmt ist, die 

1. keine kleinen und mittleren Unternehmen im Sinne 
der Empfehlung der Europäischen Kommission vom 
3. April 1996 betreffend die Definition der kleinen 
und mittleren Unternehmen (ABI. EG Nr. L 107 
S. 4), ersetzt durch die Empfehlung der Kommission 
vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Klein- 
stuntemehmen sowie der kleinen und mittleren Un- 
ternehmen (ABI. EU Nr. L 124 S. 36), sind, 

2. als Unternehmen in Schwierigkeiten Umstrukturie- 
rungsbeihilfen im Sinne der „Leitlinien der Gemein- 
schaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und Um- 
strukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten“ 
vom 8. Juli 1999 (ABI. EG Nr. C 288 S. 2, 2000 
Nr. C 121 S. 29) erhalten haben und 

3. sich in der Umstrukturierungsphase befinden. Die 
Umstrukturierungsphase beginnt mit der Genehmi- 
gung des Umstrukturierungsplans im Sinne der „Leit- 
linien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur 
Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in 
Schwierigkeiten“ und endet mit der vollständigen 
Durchführung des Umstrukturierungsplans. 1 
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3. § 10 wird wie folgt geändert: 3. unverändert 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 7 wird die Angabe „Satz 4“ durch die An- 
gabe „Satz 6“ ersetzt. 

c) Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 angefugt: 

„(8) § 6 Abs. 2 Satz 4 in der Fassung des Gesetzes 
vom ... (BGBl. IS.... [Einsetzen: Ausfertigungsda- 
tum und Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) ist bei Investitionen anzuwen- 
den, die nach dem 31. Dezember 2003 begonnen 
worden sind. Für Investitionen, auf die der multisek- 
torale Regionalbeihilferahmen vom 13. Februar 2002 
anzuwenden ist, ist § 2 Abs. 6 und 7 nur insoweit an- 
zuwenden, als der jeweils beihilferechtlich geltende 
Regionalförderhöchstsatz durch die Gewährung von 
Investitionszulagen nicht überschritten wird.“ 

d) Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 angefugt: 

„(9) Nummer 1 der Anlage 1 zu diesem Gesetz in 
der Fassung des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... 

[Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der 
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
ist bei Investitionen anzuwenden, die nach dem 
23. Juli 2002 begonnen worden sind.“ 

e) Nach Absatz 9 wird folgender Absatz 10 angefugt: 

„(10) Die Nummern 3 und 4 der Anlage 1 zu die- 
sem Gesetz in der Fassung des Gesetzes vom ... 

(BGBl. IS.... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) sind bei Investitionen anzuwenden, 
die nach dem 3 1 . Dezember 2002 begonnen worden 
sind. Für nach diesem Zeitpunkt begonnene Investiti- 
onen in der Kraftfahrzeug-Industrie, auf die der mul- 
tisektorale Regionalbeihilferahmen vom 13. Februar 
2002 anzuwenden ist, ist § 2 Abs. 6 und 7 nur inso- 
weit anzuwenden, als der jeweils beihilferechtlich 
geltende Regionalforderhöchstsatz durch die Gewäh- 
rung von Investitionszulagen nicht überschritten 
wird.“ 

f) Nach Absatz 10 wird folgender Absatz 11 angefugt: 

„(11) Nummer 6 der Anlage 1 zu diesem Gesetz in 
der Fassung des Gesetzes vom ... (BGBL 1 S. ... 

[Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der 
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
ist bei Investitionen anzuwenden, die nach dem 
30. Juni 2001 begonnen worden sind.“ 

4. Die Anlage 1 (zu § 2 Abs. 2 Satz 2) wird wie folgt geän- 4. unverändert 

dert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Stahlindustrie (Anhang B des multisektoralen 
Regionalbeihilferahmens vom 13. Februar 
2002 ),“. 
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b) Die Nummern 3 und 4 werden wie folgt gefasst: 

„3- Kraftfahrzeug-Industrie (Anhang C des nrultisek- 
toralen Regionalbeihilferahmens vom 13. Feb- 
ruar 2002), 

4. Kunstfaserindustrie (Anhang D des multisektora- 
len Regionalbeihilferahmens vom 13. Februar 
2002 ),“. 

c) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. Fischerei- und Aquakultursektor (Leitlinien für 
die Prüfling der einzelstaatlichen Beihilfen im 
Fischerei- und Aquakultursektor vom 20. Januar 
2001 (ABI. EG Nr. C 19 S. 7) und“. 


5. Satz 1 der Anlage 2 (zu § 2 Abs. 6 Nr. 3 und Abs. 7 
Nr. 3) wird wie folgt gefasst: 

„Randgebiet sind nach dem Gebietsstand vom 1 . Januar 
2001 die folgenden Landkreise und kreisfreien Städte:“. 

6. Satz 1 der Anlage 3 (zu § 10 Abs. 3 und 4) wird wie 
folgt gefasst: 

„Die Arbeitsmarktregion Berlin sind nach dem Gebiets- 
stand vom 1. Januar 1999 das Land Berlin und die fol- 
genden Gemeinden und Städte des Landes Branden- 
burg:“. 


Artikel 13 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 4. November 1975 (BGBl. 1 S. 2735), zuletzt 
geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. 1 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. § 10 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 2 wird am Ende das Wort „oder“ durch 
ein Komma ersetzt. 

b) ln Nummer 3 werden nach dem Wort „Pflichtverlet- 
zungen“ das Wort „oder“ und folgende Nummer 4 
angefügt: 

„4. für die Überprüfung der Pflichten eines Bera- 
tungsstellenleiters im Sinne des § 23 Abs. 3“. 


2. In § 50a Abs. 1 Nr. 5 wird nach dem Wort „Buchprü- 
fern“ das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt und 
werden nach dem Wort „Steuerbevollmächtigten“ die 
Wörter „oder Steuerberatungsgesellschaften, die die Vo- 
raussetzungen dieses Absatzes erfüllen,“ eingefügt. 


5. unverändert 


6. unverändert 


Artikel 13 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 4. November 1975 (BGBl. I S. 2735), zuletzt 
geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . (BGBl. I 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


la. § 31 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Landesregierungen werden ermächtigt, die 
den Oberfinanzdirektionen nach dem Zweiten Ab- 
schnitt des Ersten Teils zugewiesenen Aufgaben auf 
eine andere Landesfinanzbehörde zu übertragen. 
Diese Aufgaben können durch Vereinbarung auch 
auf eine Landesfinanzbehörde eines anderen Landes 
übertragen werden.“ 

2. unverändert 
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3 . Dem § 1 27 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 3. unverändert 

„Hat der Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte die 
Berufung eingelegt, so ist bei seiner Abwesenheit in der 
Hauptverhandlung § 329 Abs. 1 Satz 1 und 2 und Abs. 3 
der Strafprozessordnung entsprechend anzuwenden, 
falls der Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte ord- 
nungsgemäß geladen und in der Ladung ausdrücklich 
auf die sich aus seiner Abwesenheit ergebende Rechts- 
folge hingewiesen wurde.“ 

Artikel 14 

Änderung der Verordnung zur Durchführung der 
Vorschriften über Steuerberater, Steuerbevoll- 
mächtigte und Steuerberatungsgesellschaften 

§ 18 Abs. 3 Satz 2 der Verordnung zur Durchführung der 
Vorschriften über Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und 
Steuerberatungsgesellschaften vom 12. November 1979 
(BGBl. 1 S. 1922), die zuletzt durch Artikel ... des Gesetzes 
vom ... (BGBl. IS. ...) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst: 

„Besteht die dem Bewerber zu gewährende Erleichterung 
in einer Verlängerung der Bearbeitungszeit, soll diese eine 
Stunde nicht überschreiten.“ 

Artikel 15 
Änderung des 

Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I S. 594, 

595), zuletzt geändert durch Artikel . . . des Gesetzes vom . . . 

(BGBl. IS. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 189 
folgende Angabe eingefügt: 

„§ 189a Datenübermittlung“. 

2. Nach § 189 wird folgender § 189a eingefugt: 

„§ 189a 

Datenübermittlung 

Die Bundesanstalt für Arbeit ist berechtigt, Daten über 
geleistetes Insolvenzgeld für jeden Empfänger durch Daten- 
fernübertragung an die in § 32b Abs. 4 des Einkommensteu- 
ergesetzes bezeichnete Übermittlungsstelle der Finanzver- 
waltung zu übermitteln.“ 

Artikel 15a 

Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

Das Mineralölsteuergesetz vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 2150, 2185, 1993 I S. 169, 2000 1 S. 147, 2003 I 
S. 96), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. Dezember 2002 (BGBl. 1 S. 4602), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 


Artikel 15 
entfällt 


Artikel 14 

unverändert 
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aa) Nach der Nummer 12 wird die folgende Num- 
mer 12a eingefügt: 

„12a. Fettsäuremethylester ex Position 3823 
der Kombinierten Nomenklatur,“. 

bb) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

„13. andere als die in den Nummern 1 bis 
12a genannten Waren, die zur Verwen- 
dung als Kraftstoff oder die, falls sie 
ganz oder teilweise aus Kohlenwasser- 
stoffen bestehen, zur Verwendung als 
Heizstoff bestimmt sind.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach der Nummer 5 wird die folgende Num- 
mer 5a eingefügt: 

„5a. Fettsäuremethylester ex Position 3823 
der Kombinierten Nomenklatur,“. 

bb) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. Mineralöle nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 13 
sowie andere, in den Nummern 1 bis 5a 
nicht genannte Mineralöle, die zur Ver- 
wendung als Kraft- oder Heizstoff be- 
stimmt sind.“ 

2. § 2a wird wie folgt gefasst: 

»§ 2a 

Steuerbegünstigung für Biokraft- und Bioheizstoffe 

(1) Mineralöle sind bis zum 31. Dezember 2009 in 
dem Umfang steuerbegünstigt, in dem sie nachweis- 
lich Biokraft- oder Bioheizstoffe enthalten. Die Steu- 
erbegünstigung wird auf Antrag als Erlass oder Er- 
stattung gewährt. 

(2) Biokraft- oder Bioheizstoffe sind Energieer- 
zeugnisse ausschließlich aus Biomasse im Sinne der 
Biomasseverordnung vom 21. Juni 2001 (BGBl. I 
S. 1234) in der jeweils geltenden Fassung. Energieer- 
zeugnisse, die anteilig aus Biomasse hergestellt wer- 
den, gelten in Höhe dieses Anteils als Biokraft- oder 
Bioheizstoff. Fettsäuremethylester, die durch Vereste- 
rung von pflanzlichen und tierischen Ölen und Fet- 
ten gewonnen werden, gelten als Biokraft- oder Bio- 
heizstoffe. Bioethanol gilt nur dann als Biokraft- oder 
Bioheizstoff, wenn es sich um Ethylalkohol ex Unter- 
position 2207 1000 der Kombinierten Nomenklatur 
mit einem Alkoholanteil von mindestens 99 Volumen- 
prozent handelt. 

(3) Die Steuerbegünstigung darf nicht zu einer 
Überkompensation der Mehrkosten im Zusammen- 
hang mit der Erzeugung der in Absatz 1 genannten 
Biokraft- und Bioheizstoffe führen; zu diesem Zweck 
hat das Bundesministerium der Finanzen unter Be- 
teiligung des Bundesministeriums für Verbraucher- 
schutz, Ernährung und Landwirtschaft, des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft und Arbeit und des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit jährlich, erstmals zum 31. März 
2005, dem Bundestag insbesondere einen Bericht 
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über die Markteinführung der Biokraft- und Bio- 
heizstoffe und die Entwicklung der Preise für Bio- 
masse und Rohöl sowie die Kraft- und Heizstoff- 
preise vorzulegen und darin - im Falle einer 
Überkompensation - eine Anpassung der Steuerbe- 
günstigung für Biokraft- und Bioheizstoffe entspre- 
chend der Entwicklung der Rohstoffpreise an die 
Marktlage vorzuschlagen. Hierbei sind die Effekte 
für den Klima- und Umweltschutz, der Schutz natür- 
licher Ressourcen, die externen Kosten der verschie- 
denen Kraftstoffe, die Versorgungssicherheit und die 
Realisierung eines Mindestanteils an Biokraftstoffen 
und anderen erneuerbaren Kraftstoffen gemäß der 
Richtlinie 2003/30/EG vom 8. März 2003 zur Förde- 
rung der Verwendung von Biokraftstoffen oder ande- 
ren erneuerbaren Kraftstoffen im Verkehrssektor 
(ABI. EG Nr. L 123 S. 42) zu berücksichtigen. Wer- 
den Biokraft- und Bioheizstoffe neu in den Markt 
eingeführt, hat das Bundesministerium der Finanzen 
unter Beteiligung der in Satz 1 genannten obersten 
Bundesbehörden eine erste Analyse der Mehrkosten 
in Relation zu der Steuerbegünstigung vorzunehmen. 

(4) Im Falle von Störungen des deutschen Bio- 
kraftstoff- oder Bioheizstoffmarktes oder des Bio- 
kraftstoff- oder Bioheizstoffmarktes in der Europäi- 
schen Gemeinschaft, die durch Einfuhren aus 
Drittländern hervorgerufen werden, wird die Bun- 
desregierung bei der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften die Einleitung geeigneter Schutz- 
maßnahmen beantragen. 

3. Dem § 32 wird folgender Absatz 10 angefügt: 

„(10) Für Hersteller und Lagerhalter von Biokraft- 
und Bioheizstoffen nach § 2a Abs. 1 gilt die Erlaubnis 
nach § 6 Abs. 2 und § 7 Abs. 2 bis zum 30. April 2004 
als erteilt, wenn bis zum 31. Januar 2004 eine An- 
zeige der Tätigkeit beim zuständigen Hauptzollamt 
erfolgt ist.“ 


Artikel 15b 

Änderung der Mineralölsteuer- 
Durchführungsverordnung 

Die Mineralölsteuer-Durchführungsverordnung vom 
15. September 1993 (BGBl. I S. 1602), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 29. August 2002 
(BGBl. I S. 3451), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Nr. 1 wird aufgehoben. 

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Der Antragsteller hat für die Steuerbe- 
günstigung nach § 2a des Gesetzes Art und Menge 
des Biokraft- oder Bioheizstoffes nachzuweisen. 
An den Nachweis sind strenge Anforderungen zu 
stellen. Insbesondere muss bei nicht in der Bun- 
desrepublik Deutschland hergestelltem Bioetha- 
nol die Herstellung von der im Herstellungsland 
zuständigen Behörde im Einvernehmen mit der 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-63- 


Drucksache 15/1928 


Entwurf Beschlüsse des 7. Ausschusses 

zuständigen deutschen Behörde kontrolliert wer- 
den. Für alle für den deutschen Markt bestimm- 
ten Erzeugnisse hat die zuständige Behörde des 
Herstellungslandes eine Herstellerbescheinigung 
auszustellen, die dem zuständigen Hauptzollamt 
auf Verlangen vorzulegen ist.“ 

2. § 2 Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. das Mischen von Mineralölen 

a) miteinander, ausgenommen das Mischen 
von Biokraft- oder Bioheizstoffen nach § 2a 
des Gesetzes mit anderen Mineralölen, oder 

b) mit anderen Stoffen 

aa) zur Herstellung von Zweitaktergemi- 
schen, 

bb) zum Kennzeichnen von Mineralölen 
nach § 3 Abs. 2 Satz 2 bis 4 des Geset- 
zes, oder 

c) mit Wasser,“. 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. das Mischen von Biokraft- oder Bioheizstoffen 
nach § 2a des Gesetzes mit anderen Mineral- 
ölen, 

a) durch den Endverwender zum Eigenver- 
brauch, 

b) bei der Abgabe aus einem Transportmit- 
tel: § 9 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 4 und § 10 
Abs. 1 der Heizölkennzeichnungsverord- 
nung gelten sinngemäß,“. 


Artikel 15c 

Änderung des Melderechtsrahmengesetzes 

Das Melderechtsrahmengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 19. April 2002 (BGBl. I S. 1342), 
zuletzt geändert durch Artikel ... des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. ...), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 2 Nr. 6 werden der Punkt am Ende durch 
ein Komma ersetzt und danach folgende Nummer 7 
angefügt: 

„7. für Zwecke der eindeutigen Identifizierung des 
Einwohners in Besteuerungsverfahren die Iden- 
tifikationsnummer nach § 139b der Abgabenord- 
nung.“ 

2. § 3 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„§ 18 Abs. 2 und 3 bleibt unberührt mit der Maß- 
gabe, dass 

1. die in § 2 Abs. 2 Nr. 1 genannten Daten nur an die 
mit der Vorbereitung und Durchführung von 
Wahlen zuständigen Stellen, 

2. die in § 2 Abs. 2 Nr. 7 genannte Angabe nur an 
das Bundesamt für Finanzen 
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übermittelt werden dürfen. Die in den Nummern 1 
und 2 genannten Daten dürfen auch nach § 17 Abs. 1 
übermittelt werden.“ 

3. In § 17 Abs. 1 Satz 5 wird die Angabe „§ 2 Abs. 2 
Nr. 1, 3, 4 und 6“ durch die Angabe „§ 2 Abs. 2 Nr. 1, 
3, 4, 6 und 7“ ersetzt. 

Artikel 15d 

Änderung der Ersten Bundesmeldedaten- 
übermittlungsverordnung 

In § 3 Abs. 1 Satz 1 der Ersten Bundesmeldedaten- 
übermittlungsverordnung in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 8. Juni 1995 (BGBl. I S. 796), die zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Mai 2003 (BGBl. I 
S. 742) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 2 Abs. 2 
Nr. 1, 3, 4 und 6“ durch die Angabe „§ 2 Abs. 2 Nr. 1, 3, 

4. 6 und 7“ und die Angabe „(2101 - 2105, 2301, 2302, 
2401, 2601, 2602)“ durch die Angabe „(2101 - 2105, 
2301, 2302, 2401, 2601, 2602, 2701)“ ersetzt. 

Artikel 15e 

Änderung der Zweiten Bundesmeldedaten- 
übermittlungsverordnung 

In der Zweiten Bundesmeldedatenübermittlungsver- 
ordnung vom 31. Juli 1995 (BGBl. I S. 1011), die zuletzt 
durch Verordnung vom 26. Oktober 1998 (BGBl. I 

5. 3265) geändert worden ist, wird nach § 5b folgender 
§ 5c eingefügt: 


„§ 5c 

Datenübermittlungen an das Bundesamt 
für Finanzen 

Nach Speicherung einer Geburt, eines Sterbefalles, 
einer Namensänderung oder einer Änderung der An- 
schrift übermitteln die Meldebehörden dem Bundesamt 
für Finanzen zum Zwecke der Aktualisierung der dort 
gespeicherten Daten unverzüglich folgende Daten in 
automatisierter Form (BfF-Mitteilung): 


1 . 

Familiennamen 



(jetziger und früherer Name mit 

0101,0102, 


Namensbestandsteilen) 

0203, 0204, 

2. 

Geburtsname 

0201, 0202, 

3. 

Vornamen 

0301-0303, 

4. 

Doktorgrad 

0401, 

5. 

Ordensnamen/Künstlernamen 

0501, 0502 

6. 

Tag und Ort der Geburt 

0601 - 0603, 

7. 

Geschlecht 

0701, 

8. 

gegenwärtige Anschrift der 
alleinigen Wohnung oder der 



Hauptwohnung 

1201 - 1203 
1205, 1206, 
1208- 1212, 

9. 

Sterbetag 

1901, 
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10. Identifikationsnummer des 

Bundesamtes für Finanzen 2701.“ 


Artikel 15f 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 des Bundeskindergeldgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 
(BGBl. I S. 6), das zuletzt durch Artikel ... des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S. ...) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst: 

„2. Pflegekinder (Personen, mit denen der Steuer- 
pflichtige durch ein familienähnliches, auf Dauer 
berechnetes Band verbunden ist, sofern er sie nicht 
zu Erwerbszwecken in seinen Haushalt aufgenom- 
men hat und das Obhuts- und Pflegeverhältnis zu 
den Eltern nicht mehr besteht).“ 


Artikel 15g 

Änderung des Kaffeesteuergesetzes 

Das Kaffeesteuergesetz vom 21. Dezember 1992 
(BGBl. I S. 2150, 2199), zuletzt geändert durch Artikel 6 
des Gesetzes vom 16. August 2001 (BGBl. I S. 2081), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Nr. 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. kaffeehaltige Waren sind Erzeugnisse, die in 
einem Kilogramm 10 bis 900 Gramm Kaffee 
enthalten.“ 

2. § 3 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. bei einer Ware, die 10 bis 100 Gramm Röst- 
kaffee je Kilogramm enthält, 0,12 Euro je 
Kilogramm der Ware;“ 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. bei einer Ware, die 10 bis 100 Gramm lösli- 
chen Kaffee je Kilogramm enthält, 0,26 Euro 
je Kilogramm Ware;“ 

3. § 19 Nr. 9 wir wie folgt gefasst: 

„9. zur Vereinfachung des Steuerverfahrens anzu- 
ordnen, dass Kaffee zur Herstellung kaffeehalti- 
ger Waren, die der Hersteller in andere Mit- 
gliedstaaten liefert oder die er ausführt, 
steuerfrei bezogen werden kann und bei unter- 
bliebener oder nicht fristgerechter Lieferung 
oder Ausfuhr in der Person des Herstellers die 
Steuer entsteht, sowie das zur Sicherung des 
Steueraufkommens notwendige Verfahren zu 
regeln,“ 
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Artikel 16 
Rückkehr zum 

einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 2, 5, 6 und 14 beruhenden Teile der 
dort geänderten Rechtsverordnungen können auf Gmnd der 
jeweils einschlägigen Ermächtigungen durch Rechtsverord- 
nung geändert werden. 

Artikel 17 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der folgenden Ab- 
sätze am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe b tritt mit Wirkung vom 

1. Januar 2002 in Kraft. 

(3) Artikel 4 Nr. 10 Buchstabe b und Nummer 35 Buch- 
stabe b Doppelbuchstabe aa tritt am 1 . April 2003 in Kraft. 

(4) Artikel 4 Nr. 1 bis 4 Buchstabe a, b, e und f, Nr. 5 bis 
10 Buchstabe a, Nr. 11 bis 18 Buchstabe a, c, d und e, 
Nr. 19, Nr. 20, 21 Buchstabe b und c, Nr. 22 bis 32 Buch- 
stabe a und die Nr. 33 bis 35 Buchstabe a, b Doppelbuch- 
stabe bb, Buchstabe c und d, Artikel 5 bis 7 Nr. 3 und Arti- 
kel 9 Nr. 2 treten am 1. Januar 2004 in Kraft. 


(5) Artikel 4 Nr. 21 Buchstabe d und Nr. 32 Buchstabe b 
treten am 1 . Januar 2005 in Kraft. 

(6) Vorbehaltlich der hierzu erforderlichen beihilferecht- 
lichen Genehmigung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften treten 

1. Artikel 12 Nr. 3 Buchstabe /(§ 10 Abs. 11 des Investiti- 
onszulagengesetzes 1999) und Nummer 4 Buchstabe c 
(Nummer 6 der Anlage 1 des Investitionszulagengeset- 
zes 1999) mit Wirkung vom 1. Juli 2001, 

2. Artikel 12 Nr. 3 Buchstabe d (§ 10 Abs. 9 des Investiti- 
onszulagengesetzes 1999) und Nummer 4 Buchstabe a 
(Nummer 1 der Anlage 1 des Investitionszulagengeset- 
zes 1999) mit Wirkung vom 24. Juli 2002, 

3. Artikel 12 Nr. 3 Buchstabe e (§ 10 Abs. 10 des Investiti- 
onszulagengesetzes 1999) und Nummer 4 Buchstabe b 
(Nummer 3 und 4 der Anlage 1 des Investitionszulagen- 
gesetzes 1999) mit Wirkung vom 1. Januar 2003 und 

4. Artikel 12 Nr. 1 (§ 2 Abs. 2 Satz 3 des Investitionszula- 
gengesetzes 1999), 2 (§ 6 Abs. 2 des Investitionszula- 
gengesetzes 1999) und 3 Buchstabe a, b und c (§ 10 
Abs. 1, 7 und 8 des Investitionszulagengesetzes 1999) 
am 1 . Januar 2004 

in Kraft. Die Genehmigung der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften wird vom Bundesministerium der 
Finanzen im Bundegesetzblatt bekannt gegeben. 
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Artikel 16 
Rückkehr zum 

einheitlichen Verordnungsrang 

Die auf den Artikeln 2, 5, 6, 14, 15b, 15d und 15e be- 
ruhenden Teile der dort geänderten Rechtsverordnungen 
können auf Grund der jeweils einschlägigen Ermächtigun- 
gen durch Rechtsverordnung geändert werden. 

Artikel 17 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der folgenden Ab- 
sätze am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe b tritt mit Wirkung vom 
1 . Januar 2002 in Kraft. 

(3) Artikel 4 Nr. 10 Buchstabe b und Nr. 35 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe aa treten am 1 . April 2003 in Kraft. 

(4) Artikel 4 Nr. 1 bis 4 Buchstabe a, b, e und f, Nr. 5 bis 
10 Buchstabe a, Nr. 11 bis 18 Buchstabe a, c, d und e, 
Nr. 19, Nr. 20, 21 Buchstabe c und d, Nr. 22 bis 32 Buch- 
stabe a, Nr. 33 Buchstabe a bis d und g, Nr. 34 bis 35 
Buchstabe a, b Doppelbuchstabe bb, Buchstabe c und d, 
Artikel 5 bis 7 Nr. 3, Artikel 9 Nr. 2 (§ 5 Abs. 1 Nr. 23 des 
Finanzverwaltungsgesetzes) und Artikel 15g treten am 
1 . Januar 2004 in Kraft. 

(5) Artikel 4 Nr. 21 Buchstabe a und e, Nr. 32 Buchstabe b 
und Nr. 33 Buchstabe f treten am 1. Januar 2005 in Kraft. 

(6) Vorbehaltlich der hierzu erforderlichen beihilferecht- 
lichen Genehmigung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften treten in Kraft 

1. Artikel 12 Nr. 3 Buchstabe e (§ 10 Abs. 11 des Investiti- 
onszulagengesetzes 1999) und Nr. 4 Buchstabe c (Num- 
mer 6 der Anlage 1 des Investitionszulagengesetzes 
1999) mit Wirkung vom 1. Juli 2001, 

2. Artikel 12 Nr. 3 Buchstabe c (§ 10 Abs. 9 des Investiti- 
onszulagengesetzes 1999) und Nr. 4 Buchstabe a (Num- 
mer 1 der Anlage 1 des Investitionszulagengesetzes 
1999) mit Wirkung vom 24. Juli 2002, 

3. Artikel 12 Nr. 3 Buchstabe d (§ 10 Abs. 10 des Investiti- 
onszulagengesetzes 1999) und Nr. 4 Buchstabe b (Num- 
mer 3 und 4 der Anlage 1 des Investitionszulagengeset- 
zes 1999) mit Wirkung vom 1. Januar 2003 und 

4. Artikel 12 Nr. 1 (§ 2 Abs. 2 Satz 3 des Investitionszula- 
gengesetzes 1999), 2 (§ 6 Abs. 2 des Investitionszula- 
gengesetzes 1999) und 3 Buchstabe a und b (§ 10 Abs. 7 
und 8 des Investitionszulagengesetzes 1999) am 1. Ja- 
nuar 2004. 

Die Genehmigung der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften wird vom Bundesministerium der Finanzen 
im Bundesgesetzblatt bekannt gegeben. 

(7) Die Artikel 15a und 15b treten am Tag nach der 
Verkündung in Kraft, jedoch nicht vor dem 1. Januar 
2004. 

(8) Die Artikel 15c bis 15e treten am ... [einsetzen: 
Datum des ersten Tages des siebten auf die Verkündung 
folgenden Kalendermonatsj in Kraft. 
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